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RvS-SG32-4354,1-2/35

Die Regierung von Schwaben erlässt folgenden

Planfeststellungsbeschluss:

A. Tenor

l. Feststellung des Plans

1.

festgestellt.

2. Die Planfeststellung schließt die für das Vorhaben erforderlichen anderen be­

hördlichen Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtlichen Genehmigun­

gen, Erlaubnisse und Planfeststellungen, ein. Ausgenommen hiervon sind was­

serrechtliche Gestattungen für Gewässerbenutzungen. Über diese wird unter 

A.IV. dieses Beschlusses gesondert entschieden.

Planfeststellung für den Ausbau der Munasenke nördlich Kleinkötz im 
Zuge der Bundesstraße 16, Bauabschnitt 2
Abschnitt 1220, Station 0,655 bis Abschnitt 1220, Station 1,380

Der Plan für den Ausbau der Munasenke nördlich Kleinkötz im Zuge der Bun­

desstraße 16 (Abschnitt 1220, Station 0,655 bis Abschnitt 1220, Station 1,380) 

wird
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Planunterlagen

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen:1.

Blatt Bezeichnung
Maßstab

9.3

1 M 1:1.000

1 M 1:100

2. Den Planunterlagen nachrichtlich beigefügt sind:

Blatt Bezeichnung Maßstab

9.4

1-314.1

17.1

17.2

18.1

18.2

1

1
T

Erläuterungsbericht

Lageplan

Höhenplan

Landschaftspflegerischer Maß­
nahmenplan

Landschaftspflegerische Maß­
nahmenblätter mit Schreiben 
des Staatlichen Bauamtes
Krumbach vom 03.03.2021 als 
Anlage

Grunderwerbsplan

Grunderwerbsverzeichnis

Regelungsverzeichnis

Regelquerschnitte

10.1
iö7
li-
TÄ2

1

1
7
7

M 1:100.000

M 1:25.000

M 1:25.000/2.500

M 1:50.000

Unterlage
Nr.

2 
s-

4

9.1

M 1 : 1.000

M 1:1.1.000/100

M 1:1.000

Unterlage
Nr.

1

6
9~2

Übersichtskarte

Übersichtslageplan

Übersichtshöhenplan

Landschaftspflegerischer
Maßnahmenübersichtsplan

Tabellarische Gegenüberstel­
lung Eingriff und Kompensa­
tion

Straßenquerschnitt, Ermittlung 
der Bauklassen

Erläuterungen zur immissions­
technischen Untersuchung

Berechnungsunterlagen zur 
immissionstechnischen Unter­
suchung

Erläuterungen zur wassertech­
nischen Untersuchung

Berechnungsunterlagen zur 
wassertechnischen Untersu­
chung
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19.1

19.2 1 M 1:1.000

19.3

III. Straßenrechtliche Verfügungen

IV. Wasserrechtliche Entscheidungen

1. Wasserrechtliche Erlaubnisse

gehobene Erlaubnis

gehobene Erlaubnis

Die Planunterlagen wurden vom Staatlichen Bauamt Krumbach bzw. in dessen Auftrag 

aufgestellt und tragen das Datum vom 30.03.2020.

Dem jeweiligen Baulastträger wird gemäß § 15 WHG in Verbindung mit § 9 Abs.

1 Nummer 4 WHG außerdem die

Dem jeweiligen Baulastträger der in diesem Planfeststellungsbeschluss festge­

stellten Straßen wird gemäß § 15 WHG i. V. m. § 9 Abs.1 Nr. 4 WHG die

Die Erlaubnis gewährt die widerrufliche Befugnis, das anfallende Niederschlags­

wasser über ein Regenrückhaltebecken (Bau-km 0+900) in den Winterbach ein­

zuleiten.

Die neuen Bestandteile der Bundesstraße B 16 werden gemäß § 2 Abs. 6 Satz 

2 FStrG mit der Verkehrsübergabe zur Bundesstraße gewidmet, sofern bis dahin 

die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 FStrG vorliegen. Gleichzeitig werden die 

nach den Planunterlagen aufzulassenden Bestandteile der B 16 mit der Maß­

gabe eingezogen, dass die Einziehung mit der Sperrung wirksam wird. Der räum­

liche Umfang des Neu- und Rückbaus ergibt sich im Einzelnen aus den Lageplä­

nen und dem Regelungsverzeichnis.

Landschaftspflegerischer Be­
gleitplan Textteil

Landschaftspflegerischer Be­
stands- und Konfliktplan

Spezielle artenschutzrechtliche
Prüfung (saP)

erteilt, nach Maßgabe der festgestellten Planunterlagen und nachstehender Auf­

lagen Straßen- und sonstiges Niederschlagswasser in den Untergrund einzulei­

ten.
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2. Wasserrechtliche Auflagen

2.1

2.1.1

2.1.2

höheren bautechnischen Verwaltungsdienstes überträgt.

2.1.3 Die Anlagen sind ordnungsgemäß zu betreiben und zu überwachen.

2.2. Wasserbau

2.3.

Gegebenenfalls ist während der Bauzeit eine Pumpenanlage im Einmündungs­

bereich des Winterbachs zu errichten und zu betreiben, um sicherzustellen, dass

Einleitung ins Grundwasser

Das Niederschlagswasser darf keine schädlichen Konzentrationen an Giftstoffen 

sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren Schwimmstoffe oder Ölschlieren ent­

halten.

Bauwasserhaltung

Das im Zuge der Bauwasserhaltung geförderte Grundwasser ist durch Vorschal­

tung eines Sandfangs und eines Absatzbeckens vorzureinigen.

Die Anlagen sind ausreichend zu dimensionieren, Funktionsfähigkeit und Reini­

gungsleistung in regelmäßigen Abständen und besonders nach Nieder­

schlagsereignissen zu kontrollieren und gegebenenfalls wiederherzustellen. 

Nach Fertigstellung der Bauarbeiten ist die Einleitungsstelle in den vorher doku­

mentierten ursprünglichen Zustand zu versetzen. Negative Veränderungen der 

Sohl- und Uferstrukturen sind nach Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt 

Donauwörth zu beheben.

Auf eine Bauabnahme gemäß Art. 61 Abs. 1 BayWG kann verzichtet werden, 

wenn das staatliche Bauamt Krumbach die Bauabnahme einem Beamten des

erteilt, nach Maßgabe der festgestellten Planunterlagen und nachstehender Auf­

lagen das im Zuge der Bauwasserhaltung geförderte Grundwasser über den 

Winterbach in die Günz einzuleiten.

Die für die Baumaßnahmen erforderlichen Gerätschaften und Materialien sind 

außerhalb des Abflussbereiches des Winterbachs zu lagern.

Gewässerrelevante Baustellenemissionen sind auf ein Minimum zu beschrän­

ken. Gewässerverunreinigungen sind durch geeignete Maßnahmen zu unterbin­

den.
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V. Naturschutzrechtliche Entscheidungen

1.

2.

3.

4.

5.

das zusätzlich während der Bauzeit anfallende Wasser aus der Bauwasserhal­

tung im Einmündungsbereich Winterbach/Günz schadlos in die Günz abgeleitet 

werden kann.

Der landschaftspflegerische Begleitplan (Maßnahmenplan, Unterlage 9.2 und 

9.3) ist im Benehmen mit dem Landratsamt Günzburg - Untere Naturschutzbe­

hörde - zu vollziehen.

Im Zuge des Bauvorhabens sind die Maßnahmen 2.1 V, 2.2 VA, 2.5 VA, 2.6 VA, 

4.1 CEF und 4.2 CEF so auszuführen, wie im Schreiben des staatlichen Bauam­

tes Krumbach vom 03.03.2021 dargelegt ist. Dieses Schreiben wird als Ergän­

zung der Maßnahmenblätter mit in die Planfeststellungsunterlagen aufgenom­

men.

Für die Baumaßnahme ist eine naturschutzfachliche Baubegleitung (ökologische 

Bauleitung) zur Abstimmung der in naturschutzfachlicher Hinsicht erforderlichen 

Maßnahmen, zur Überwachung des Baubetriebes und zur Überprüfung der Ein­

haltung der natur- und artenschutzrechtlichen Bestimmungen einzurichten. Der 

dafür verantwortliche Bauleiter sowie das beauftragte Büro/Firma sind dem 

Landratsamt Günzburg - Untere Naturschutzbehörde - mindestens vier Wochen 

vor Beginn der Baumaßnahme schriftlich zu benennen.

Für die Meldung der planfestgestellten Ausgleichsflächen an das Ökoflächenka­

taster beim Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) ist spätestens 8 Wochen 

nach Bestandskraft des Planfeststellungsbeschlusses der Regierung von 

Schwaben - Höhere Naturschutzbehörde - der vollständig ausgefüllte Meldebo­

gen des LfU in digitaler Form zu übermitteln.

Die Pflanzung von Gehölzen und das Ausbringen von Saatgut ist nur noch inner­

halb ihrer jeweiligen Vorkommens- bzw. Ursprungsgebiete gestattet. Daher ist 

ausschließlich gebietseigenes Material aus dem Vorkommensgebiet 6.1 „Alpen­

vorland“ zu verwenden. Für die verwendeten Gehölze bzw. das verwendete 

Saatgut ist der Regierung von Schwaben ein Herkunftsnachweis vorzulegen.

Der Schutz des Kleinen Wasserfrosches (Rana lessonae) ist im Zuge des Bau­

vorhabens durch die Errichtung und Kontrolle eines Amphibienschutzzaunes zu 

gewährleisten, wie es im Schreiben des Staatlichen Bauamtes Krumbach vom 

03.03.2021 beschrieben wird. Eine Dokumentation der Maßnahme mit aussage­

kräftige Fotos ist vor Beginn der Erdarbeiten bei der Regierung von Schwaben 

vorzulegen.
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VI. Forst- und Landwirtschaft

1.

2.

3.

4.

VII. Sonstige Auflagen

1.

zen.

Der Vorhabensträger bezieht die vom Bayerischen Landesamt für Denkmal­

pflege mitgeteilten erforderlichen Schritte (einschließlich der Prospektion von 

Verdachtsflächen) zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Beeinträchtigung 

von Bodendenkmälern bzw. bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen die erfor­

derlichen denkmalpflegerischen Maßnahmen mit dem erforderlichen Zeitbedarf 

von 4 Monaten in seinen Bauablauf ein.

Denkmalpflege

Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs 

oder der -ausführung möglich, sind Beeinträchtigungen von Bodendenkmälern 

zu vermeiden (z. B. durch Überdeckungen in Dammlage) oder auf den zur Durch­

führung des planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Umfang zu begren­

Im Zuge der Bauausführung sind die tatsächlich beanspruchten bzw. gerodeten 

Waldflächen in Abstimmung mit dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten Krumbach (Bereich Forsten) zu erfassen und in einer Rodungsbilanz 

darzustellen. Anders als in den Planfeststellungsunterlagen dargestellt, hat der 

Ausgleich für die Rodungen durch Ersatzaufforstungen im Verhältnis 1:1 zu er­

folgen.

Die erforderlichen Ersatzaufforstungen sind im Einvernehmen mit dem Amt für 

Ernährung Landwirtschaft und Forsten Krumbach (Bereich Forsten) mit standort­

gemäßen Baumarten vorzunehmen. Sie haben bis spätestens ein Jahr nach Ab­

schluss der Baumaßnahmen zu erfolgen. Die Ersatzaufforstungen sind den Ro­

dungen in einer Rodungsbilanz gegenüberzustellen.

Die Rodungsbilanz sowie die Ersatzaufforstungen sind dem überregional zustän­

digen Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Augsburg ebenfalls spä­

testens ein Jahr nach Abschluss der Bauarbeiten anzuzeigen.

Temporäre Arbeitsflächen sind in die Rodungsbilanz aufzunehmen und inner­

halb eines Jahres nach Abschluss der Baumaßnahmen in Abstimmung mit dem 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Krumbach wieder zu bepflanzen. 

Ein Nachweis erfolgt analog zu den Ersatzaufforstungen in der Rodungsbilanz.
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2. Versorgungseinrichtungen und Telekommunikation

Der Zeitpunkt des Baubeginns ist folgenden Versorgungseinrichtungen zur Ab­

stimmung der erforderlichen technischen Baumaßnahmen möglichst frühzeitig 

mitzuteilen:

- Schwaben netz GmbH, Betriebsstelle Augsburg, Bayerstraße 45,

86199 Augsburg; Telefon: 0821 455166419

- LEW Verteilnetz GmbH (LVN), Netzführung Nord, Am Stadtbach 2,

89312 Günzburg

Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschließ­

lich eines Höchstbetrags der Aufwendung) für die archäologischen Sicherungs­

maßnahmen sind im oben genannten Rahmen in einer Vereinbarung zwischen 

dem Vorhabensträger und dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege fest­

zulegen. Die Planfeststellungsbehörde ist durch Abschrift der Vereinbarung zu 

unterrichten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, ist eine ergän­

zende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde herbeizuführen.

Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabensbedingten Beeinträchtigungen 

von Bodendenkmälern hat der Vorhabensträger die fachgerechte Freilegung, 

Ausgrabung und Dokumentation der Befunde und Funde (Sicherungsmaßnah­

men) unter Beachtung der Grundsätze der Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit 

und Wirtschaftlichkeit zu veranlassen und die hierfür anfallenden Aufwendungen 

zu tragen. Kosten der wissenschaftlichen Auswertung der Befunde und Funde 

zählen nicht zu den gebotenen Aufwendungen für Sicherungsmaßnahmen. Die 

Sicherungsmaßnahmen sind mit dem Landesamt für Denkmalpflege abzustim­

men und unter dessen fachlicher Begleitung durchzuführen.

Etwaige Erhaltung-und Restaurierungsarbeiten am Baudenkmal „Lettenkreuz“ 

und am Baudenkmal „Bildstock“ sind mit dem Bayerischen Landesamt für Denk­

malpflege, Abteilung A, praktische Bau- und Kunstdenkmalpflege, abzustimmen. 

Dies gilt auch für die geplante Umgestaltung des Umfelds des „Bildstocks“.

Die gegenüber den Versorgungsunternehmen abgegebenen Zusicherungen in 

Bezug auf Information, Bauablauf, Bauausführung, Abstimmung bei der Lei­

tungsverlegung, Einhaltung von Sicherheitsabständen etc. sind einzuhalten.
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3. Grundstückszufahrten während der Bauzeit

4.

Vorrang der Auflagen und sonstige RegelungenVIII.

IX. Entscheidungen über Einwendungen

1.

1.

X. Verfahrenskosten

Der Freistaat Bayern trägt die Kosten des Verfahrens. Für diesen Beschluss wer­

den keine Gebühren und Auslagen erhoben.

Anzeige des Baubeginns

Dem Landratsamt Günzburg, Fachbereich 30 sowie der Polizeiinspektion Günz­

burg ist der Baubeginn rechtzeitig (mindestens 4 Wochen vorher) anzuzeigen.

Die Einwendungen und Anträge gegen die Planfeststellung des Vorhabens wer­

den zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch Auflagen, Tekturen oder Rotein­

tragungen Rechnung getragen worden ist und soweit sie sich nicht im Laufe des 

Planfeststellungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben.

Der Vorhabensträger hat alle Zusagen einzuhalten, die er während des Planfest­

stellungsverfahrens gegenüber den Beteiligten oder der Planfeststellungsbe­

hörde schriftlich oder zu Protokoll abgegeben hat, soweit in diesem Planfeststel­

lungsbeschluss keine abweichende Entscheidung getroffen wird.

Es ist sicherzustellen, dass alle von den Baumaßnahmen berührten privaten, ge­

werblichen oder landwirtschaftlichen Grundstücke auch während der Bauzeit 

eine ausreichende Anbindung an das öffentliche Wegenetz erhalten. Notfalls 

sind vorübergehend provisorische Zufahrten einzurichten.

Die festgesetzten Auflagen und sonstigen Regelungen dieses Beschlusses ge­

hen den Planunterlagen insoweit vor, als sich inhaltliche Überschneidungen er­

geben.
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B. Sachverhalt

I. Beschreibung des Vorhabens

Entwicklungsgeschichte der Planung

Im Bereich der Waldsiedlung soll der Ausbau auf der Bestandstrasse stattfinden. 

Im weiteren Verlauf wird die B 16 nach Westen verschoben und in Dammlage in 

einem Kreisbogen über das Winterbachtal geführt. Nördlich des Winterbachtals 

durchschneidet die Trasse einen Waldbereich und mündet am Bauende in Rich­

tung Günzburg wieder in die bestehende Bundestraße ein.

Die Strecke bleibt zweistreifig mit einer Fahrbahnbreite von 7,50 m. Die Länge 

der Baustrecke beträgt 720 m.

Der 1. Bauabschnitt für den Ausbau der B 16 im Bereich der Munasenke wurde 

bereits im Jahr 2016 im Rahmen einer Erhaltungsmaßnahme mit Erneuerung der 

Fahrbahndecke und der Entwässerungsanlagen vom nördlichen Ortsende von 

Kleinkötz bis zum Beginn der Waldsiedlung umgesetzt.

Ursprünglich war vorgesehen, auch den 2. Bauabschnitt insgesamt auf Bestand 

auszubauen. Vertiefte Untersuchungen haben jedoch ergeben, dass ein Ausbau 

auf Bestand den Ersatz des bestehenden Winterbachdurchlasses durch einen 

Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsbeschlusses ist der 2. Bauab­

schnitt des Ausbaus der B 16 zwischen Krumbach und Günzburg nördlich von 

Kleinkötz im Bereich der sogenannten Munasenke.

großzügigen Neubau an Ort und Stelle erfordert hätte. Da dies zu negativen Be­

einträchtigungen des Winterbaches bzw. des östlich liegenden Sees geführt 

hätte, hat sich der Vorhabensträger aus naturschutzfachlichen und wasserwirt­

schaftlichen Belangen dafür entschieden, den alten Durchlass beizubehalten 

und den Trassenverlauf vom nördlichen Ende der Waldsiedlung in Richtung Nor­

den bis zum Bauende nach Westen zu verschwenken.

Da die B 16 im Baubereich eine überdurchschnittlich hohe Verkehrsbelastung 

und im Vergleich zu benachbarten Abschnitten einen sehr schlechten baulichen 

Zustand aufweist, ist ein verkehrssicherer Ausbau dringend erforderlich.
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Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

Das Staatliche Bauamt Krumbach beantragte mit Schreiben vom 18.05. 2020 bei 

der Regierung von Schwaben die Planfeststellung für das Vorhaben.

Die Planunterlagen lagen in der Verwaltungsgemeinschaft Kötz und in der Stadt 

Günzburg vom 7. Juli bis 6. August 2020 nach ortsüblicher Bekanntmachung zur 

allgemeinen Einsicht aus.

Die Regierung von Schwaben gab neben den betroffenen Bürgern den Trägern 

öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme. Im Anhörungsverfahren 

wurden von den beteiligten Behörden und Verbänden Stellungnahmen unter­

schiedlichen Umfangs abgegeben. Einige Privatpersonen haben Einwendungen 

gegen das Vorhaben erhobenen, v.a. mit der Forderung nach Lärmschutzmaß­

nahmen.

Die Regierung von Schwaben hat in Ausübung ihres pflichtgemäßen Ermessens 

auf eine Erörterung der Stellungnahmen und Einwendungen verzichtet (Art. 73 

Abs. 6 BayVwVfG i. V. m. § 17a Nr. 1 FStrG). Die Entscheidung konnte unter 

Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen und 

der dazu abgegebenen Stellungnahmen des staatlichen Bauamtes Krumbach 

nach Aktenlage erfolgen. Bei der Entscheidung wurden auch die geltenden Be­

schränkungen aufgrund der COVID-19 Pandemie und das Risiko der weiteren 

Ausbreitung des Virus berücksichtigt (§ 5 des Planungssicherstellungsgesetzes) 

Ergänzend zu der bereits erfolgten Anhörung wurde den Behörden und Trägern 

öffentlicher Belange, die eine Stellungnahme abgegeben haben, sowie den pri­

vate Einwendern die diesbezügliche Erwiderung des Bauamtes Krumbach über­

sandt und nochmals die Gelegenheit eingeräumt, sich dazu innerhalb einer Frist 

von 2 Wochen - auch per E-Mail - zu äußern.
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c. Entscheidungsgründe

I. Allgemeines

1. Notwendigkeit und Bedeutung der Planfeststellung

2. Voraussetzungen der Planfeststellung

Sie darf nicht gegen zwingende gesetzliche Planungsvorgaben verstoßen 

(Planungsleitsätze), 

Die Feststellung der vorgelegten Pläne für das plangegenständliche Vorhaben 

einschließlich seiner Folgemaßnahmen liegt im Ermessen der Planfeststellungs­

behörde. Dieser Ermessensspielraum geht nach der Rechtsprechung des Bun­

desverwaltungsgerichts über ein einfaches Verwaltungsermessen hinaus. We­

sentliches Element des Planungsermessens ist die sogenannte planerische Ge­

staltungsfreiheit. Diese mit dem Wesen jeder Planung zwangsläufig verbundene 

Gestaltungsfreiheit unterliegt jedoch rechtlichen Bindungen. Die Planfeststel­

lungsbehörde muss insbesondere drei Planungsschranken beachten:

Nach § 17 FStrG dürfen Bundesfernstraßen nur gebaut oder geändert werden, 

wenn der Plan vorher festgestellt ist. Daher ist der hier gegenständliche Ausbau 

der B 16, einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen, planfeststellungs­

pflichtig.

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihr berührten öffentlichen 

Belange festgestellt und es werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi­

schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechts­

gestaltend geregelt (Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG). Die straßenrechtliche Planfest­

stellung macht also nahezu alle nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen 

öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligun­

gen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 

BayVwVfG). Hiervon ausgenommen ist die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 

in Verbindung mit § 10 WHG. Gemäß § 19 WHG kann die Regierung von Schwa­

ben im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde jedoch über die Er­

teilung der Erlaubnis in diesem Planfeststellungsbeschluss entscheiden. Glei­

ches gilt für straßenrechtliche Verfügungen nach dem bayerischen Straßen- und 

Wegegesetz und dem Bundesfernstraßengesetz.
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3. Planfeststellung in Abschnitten

sie hat die Notwendigkeit des geplanten Vorhabens grundsätzlich zu recht­

fertigen (Planrechtfertigung),

sie muss die für und gegen die planerischen Entscheidungen sprechenden 

öffentlichen und privaten Belange gerecht abwägen (Abwägungsgebot).

Diese Planungsschranken wurden - wie nachfolgend unter C.lll. dieses Be­

schlusses näher dargelegt ist - bei der Feststellung der Pläne für die Straßen­

baumaßnahme eingehalten.

Größere Straßenbauprojekte stoßen auf vielfältige Schwierigkeiten, die zwangs­

läufig mit einer detaillierten Straßenplanung verbunden sind. Angesichts der Viel­

zahl fachlicher Probleme und möglicher Einwendungen ist es darum häufig nicht 

sinnvoll, das gesamte Straßenbauprojekt in einem Planfeststellungsverfahren zu 

verwirklichen. Die Bildung von Teilabschnitten liegt darum im planerischen Er­

messen der Planfeststellungsbehörde (vgl. BVerwG vom 26.06.1992, NVwZ 

1993 S. 572).

Gerechtfertigt ist ein Planungsabschnitt dann, wenn er eine selbständige Ver­

kehrsfunktion hat. Diese wird regelmäßig durch den Anschluss des Anfangs- und 

Endpunktes des Teilabschnitts an das bereits bestehende Straßennetz erreicht 

(vgl. Zeitler, BayStrWG, Art. 38. Rn. 29). Mit dieser rechtlichen Bindung soll u. a. 

gewährleistet werden, dass die Bildung von Teilabschnitten auch dann plane­

risch sinnvoll ist und bleibt, wenn sich die Verwirklichung der Gesamtplanung 

verzögert oder ganz aufgegeben werden sollte. Ein Planungstorso soll vermie­

den werden. Diese Gefahr besteht beim plangegenständlichen Abschnitt des 

zweistreifigen Ausbaus der B 16 nicht. Es ist gewährleistet, dass der plangegen­

ständliche Neubauabschnitt eine selbständige Verkehrsfunktion besitzt. Auf die 

Ausführungen zur Planrechtfertigung unter C.lll.2 dieses Beschlusses wird im 

Übrigen verwiesen.

Darüber hinaus ist eine Realisierung des Ausbaus der Gesamtstrecke nur im 

Rahmen der Leistungsfähigkeit des Straßenbaulastträgers möglich (§ 3 Abs.1 

FStrG). Auch unter diesem Aspekt ist der Ausbauabschnitt sinnvoll gewählt.
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Verfahrensrechtliche Bewertung

1. Zuständigkeit und Verfahren

2.

Die Regierung von Schwaben ist gemäß Art. 39 Abs. 1 BayStrWG in Verbindung 

mit Art. 3 und 72 ff. BayVwVfG sachlich und örtlich zuständige Behörde für die 

Durchführung des Planfeststellungsverfahrens.

Prüfung der Umweltverträglichkeit

Für Straßenbauprojekte von hervorgehobener Bedeutung ist die Durchführung 

eines besonderen Verfahrens zur Prüfung der Umweltauswirkungen vorge- 

schrieben. Der plangegenständliche zweistreifige Ausbau der B 16 gehört nicht 

zu den Straßenbaumaßnahmen, für die nach § 17 Satz 1 FStrG i.V.m. § 3b Abs. 

1 UVPG i.V.m. Nummer 14.3, 14.4 oder 14.5 der Anlage 1 zum UVPG eine Um­

weltverträglichkeitsprüfung (UVP) obligatorisch ist.

Nach Nummer 14.6 der genannten Anlage ist beim Bau sonstiger Bundesstraßen 

eine UVP-Vorprüfung durchzuführen. Für die plangegenständliche Maßnahme 

hat die Regierung von Schwaben auf Antrag des staatlichen Bauamtes Krum­

bach nach § 3c Abs.1 UVPG (§ 7Abs.1 UVPG n.F.) geprüft und festgestellt, dass 

unter Berücksichtigung der in Anlage 3 (Anlage 2 n.F.) zum UVPG genannten 

Kriterien voraussichtlich keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 

erwarten sind, die nach § 12 UVPG (§ 7 Abs.5 UVPG n.F.) zu berücksichtigen 

wären. Aus Sicht des Immissionsschutzes sind keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen zu erwarten, da nur ein Gebäude am westlichen Ortsrand 

der Waldsiedlung unwesentlich stärker belastet wird. Auch auf das Schutzgut 

Wasser ist nicht mit negativen Auswirkungen zu rechnen. Während der Baumaß­

nahme kann es zu einer geringfügigen Beeinträchtigung des Winterbachs kom­

men. Diese Auswirkungen sind jedoch zeitlich begrenzt und reversibel. Es sind 

nur geringfügig höhere Niederschlagswassermengen durch die Verbreiterung 

des Fahrbahnquerschnitts zu erwarten. Die zusätzliche Versickerung des Was­

sers über die Dammschulter ist jedoch vernachlässigbar gering. Die Eingriffe in 

die Schutzgüter Erholung und Naturgenuss werden durch die Einbindung der 

neu entstehenden Straßentrasse ausgeglichen. Es verbleiben auch keine erheb­

lichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 

die Auswirkungen werden durch Minimierungs-, Gestaltungs- und Ersatzmaß­

nahmen sowie durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kompensiert. Er­

höhte Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes verbleiben durch die geplanten 

Maßnahmen zur Einbindung in das Landschaftsbild sowie durch vorgesehene
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Materiell-rechtliche Bewertung des Vorhabens

1.

2.

ist daher dringend erforderlich.

3. Ermessensentscheidung

3.1

Kompensationsmaßnahmen nicht. Die Flächenversiegelungen können kompen­

siert werden, der Flächenverbrauch ist unter dem Gesichtspunkt Verkehrssicher­

heit nicht weiter reduzierbar. Die Verpflichtung zur Durchführung einer UVP be­

steht deshalb nicht. Das Ergebnis der UVP-Vorprüfung wurde im Regierungs­

amtsblatt der Regierung von Schwaben vom 13.Juni 2017 veröffentlicht.

Planrechtfertigung

Der Ausbau der B 16 im plangegenständlichen Bereich ist aus Gründen des Ge­

meinwohls unter besonderer Berücksichtigung der straßenrechtlichen Zielset­

zungen vernünftigerweise geboten, da die vorhandene Situation nicht mehr dem 

regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügt (§ 3 Abs. 1 FStrG).

Nach § 3 Abs. 1 Satz 2 FStrG sind Bundesstraßen in einem dem regelmäßigen 

Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern 

oder sonst zu verbessern.

Die B 16 ist im Bereich von Günzburg mit mehr als 20.000 Kfz pro Tag und knapp 

14.000 Kfz pro Tag im Ausbaubereich die im gesamten Landkreis Günzburg am 

höchsten belastete Straße. Im plangegenständlichen Bereich befindet sich die B 

16 in einem schlechten Zustand, da der unzureichende Unterbau im Zusammen­

hang mit dem unterdimensionierten Oberbau immer wieder zu akuten Aufbrü­

chen und Fahrbahnschäden auf der Straße führt. Ein verkehrssicherer Ausbau

Planungsleitsätze

In der Planung sind die maßgeblichen gesetzlichen Planungsleitsätze (zwin­

gende materielle Rechtssätze) beachtet.

Allgemeine Ermessenserwägungen

Die Planfeststellungsbehörde hat bei der Planabwägung auch gesamtvorha­

bensbezogen geprüft, ob die Gründe, die für das Gesamtvorhaben sprechen, so 

gewichtig sind, dass sie die Beeinträchtigung der entgegenstehenden Belange 

unter Einschluss des Natur- und Landschaftsschutzes rechtfertigen (vgl. BVerwG 

vom 19.05.1998, NVwZ 1999 S. 528 ff.). Selbst wenn -wie vorstehend dargelegt 
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- die Straßenbaumaßnahme vernünftigerweise geboten ist, muss in der Abwä­

gung geprüft werden, ob unüberwindliche Belange dazu nötigen, von der Pla­

nung abzusehen (BVerwG vom 10.04.1997, DVBI 1997, 1115). Bei der Beurtei­

lung einer solchen Nullvariante ist festzustellen, dass bei der Abwägung der 

durch die Planung verfolgten öffentlichen Interessen mit den Betroffenheiten der 

Eigentümer und Anlieger sowie den anderen durch die Planung berührten und 

dem Vorhaben entgegenstehenden Belangen dem Interesse an der Durchfüh­

rung des Vorhabens der Vorrang einzuräumen ist.

Die für das Vorhaben sprechenden Gründe wurden im Wesentlichen im vorste­

henden Abschnitt Planrechtfertigung (C. III. 2.) dieses Beschlusses dargelegt. 

Diesen öffentlichen Belangen stehen zwar unbestreitbar private Belange einzel­

ner Grundstücksbetroffener gegenüber. Auch Boden wird zwangsläufig teilweise 

versiegelt und dadurch Natur und Umwelt beeinträchtigt.

Die nachteiligen Auswirkungen sind jedoch nicht von solcher Schwere und sol­

chem Gewicht, dass sie die Sinnhaftigkeit des Projekts in Frage stellen. Andere 

Maßnahmen, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs in diesem Stre­

ckenabschnitt besser oder mit geringeren Eingriffen vergleichbar erreichen könn­

ten, sind nicht ersichtlich.

Die von dem Bauvorhaben betroffenen Grundstückseigentümer erhalten eine 

Entschädigung. Im Bereich der Ausbaustrecke entstehen keine unzumutbaren 

Verkehrsgeräusche. Auch die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes ste­

hen dem Ausbau der B 16 im plangegenständlichen Bereich nicht entgegen. 

Durch den so weit wie möglich bestandsnahen Ausbau werden die Eingriffe in 

Natur und Landschaft bereits minimiert. Die dennoch mit dem Straßenbau 

zwangsläufig verbundenen Beeinträchtigungen werden durch den Rückbau be­

stehender Straßenflächen (Minimierungsmaßnahme), durch Gestaltungsmaß­

nahmen und die Ausgleichsmaßnahmen kompensiert.

Bei der Abwägung der für und gegen die Planung sprechenden Aspekte ist nicht 

ersichtlich, dass das Vorhaben wegen Überwiegens der entgegenstehenden Be­

lange aufgegeben und dass die Planfeststellungsbehörde sich für die sog. Null- 

Variante entscheiden müsste. Vielmehr ist dem öffentlichen Interesse an der Ver­

wirklichung der Baumaßnahme der Vorrang einzuräumen. Eine bloße Sanierung 

der B 16 im plangegenständlichen Bereich - wie dies der Bund Naturschutz for- 

dert - wird der Verkehrsfunktion der B 16 als regional bedeutsame Straßenver­

bindung nicht gerecht. Das von der Baumaßnahme betroffene Teilstück der B 16 

stammt noch aus den Nachkriegsjahren und entspricht in keiner Weise mehr den 



- 16 -

3.2 Trassenvarianten

3.2.1

Zusammenfassend wird festgestellt, dass die Planung den Ergebnissen der vor­

bereitenden Planungen und dem damit verfolgten Planungsziel entspricht. Sie 

berücksichtigt die in den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck 

kommenden Ge- und Verbote und entspricht schließlich den Anforderungen des 

Abwägungsgebots. Sie enthält keine unverhältnismäßigen Eingriffe in private 

Rechte Dritter und ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung 

des Planfeststellungsbeschlusses gerechtfertigt.

Allgemeines

Teil des Abwägungsprogramms ist die Prüfung von Planungsalternativen (vgl. 

Urteil des BVerwG vom 31.01.2002, Az. 4 A 15/01). Es sind (nur) solche Pla­

nungsalternativen abzuwägen, die sich nach Lage der Dinge aufdrängen oder 

sich anderweitig hätten anbieten müssen. Eine Planungsalternative darf von der 

Planfeststellungsbehörde nur dann nicht verworfen werden, wenn sie sich ihr als 

vorzugswürdige Lösung hätte aufdrängen müssen (vgl. Urteil des BVerwG vom 

28.03.1998, Az. 4 A 7/97). Trassenvarianten brauchen nur so weit untersucht zu 

werden, bis erkannt wird, dass sie nicht eindeutig vorzugswürdig sind (vgl. Urteil 

des BVerwG vom 26.03.1998, Az. 4 A 7/97). Bei der Variantenprüfung können 

bereits in einem dem Planfeststellungsverfahren vorausgehenden Verfahrens­

schritt (z. B. Raumordnungsverfahren) diejenigen Varianten ausgeschieden wer­

den, die aufgrund einer Grobanalyse für eine weitere Überprüfung nicht mehr

heutigen Trassierungsanforderungen in Lage und Höhe an eine moderne Bun- 

destraße. Mit dem Umbau und der Ausweitung des Fahrbahnquerschnitts von 

derzeit 6,0 m auf 7,5 m wird der Begegnungsfall Schwerverkehr/Schwerverkehr 

sicherer.

Auch lassen der Zustand der bestehenden Fahrbahn und der unzureichende Un­

terbau eine reine Sanierung nicht mehr zu. Eine grundhafte Erneuerung der Be­

standsstrecke, die dem Grunde nach einem Vollausbau gleichkäme, gleicht die 

bestehenden Trassierungsdefizite in Lage und Höhe und die Mängel der unzu­

reichenden Fahrbahnbreite nicht aus. Des Weiteren kann nur bei einem Ausbau 

und dem Abrücken der Straße vom jetzigen Straßenverlauf die für die nicht mo­

torisierten Verkehrsteilnehmer unzureichende Situation des derzeit nur durch ei­

nen Hochbord von der Fahrbahn getrennten Geh- und Radwegs verbessert wer­

den.
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3.2.2

3.2.3

Darstellung der Varianten

Wie bereits dargestellt, hat der Vorhabensträger neben der Planfeststellungsva­

riante im Verfahren auch eine weitere Variante, nämlich den Ausbau der Strecke 

auf Bestand untersucht. Bei einem Ausbau der Trasse auf Bestand müsste der 

bestehende Winterbachdurchlass durch einen Neubau ersetzt werden.

Abwägung

Insgesamt gesehen ist die Planfeststellungstrasse der Bestandstrasse vorzuzie­

hen. Der Vorhabensträger hat die Auswirkungen der Trassenvarianten v.a. unter 

den relevanten Gesichtspunkten - Umwelt, Kosten und verkehrliche Verhältnisse 

untersucht. Im Einzelnen wird auf die Darstellung im Erläuterungsbericht (Zif. 3) 

verwiesen. Die Aussagen des Vorhabensträgers sind im Ergebnis sowie in den 

wesentlichen Inhalten nachvollziehbar und überzeugend. Die Planfeststellungs­

trasse ermöglicht die Beibehaltung des alten Durchlasses und ist deshalb aus 

naturschutzfachlicher und wasserwirtschaftlicher Sichtweise vorzugswürdig. Die 

Planfeststellungsvariante ist sowohl von den Naturschutzbehörden als auch dem 

Wasserwirtschaftsamt als sinnvoller erachtet worden.

Weiträumige Alternativtrassen wurden aufgrund topographischer und baulicher 

Zwänge bereits im Vorfeld ausgeschlossen. Im Westen grenzt das Betriebsge­

lände der Günz-Kompost Wertstoffe an die B 16 und im Osten die Parkplätze 

des Legolands Deutschland. Aufgrund der kurzen verfügbaren Streckenlänge 

außerhalb der Ortsdurchfahrt Waldsiedlung ist eine großräumige Verlegung nicht 

möglich.

ernstlich in Betracht kommen (vgl. Urteil des BVerwG vom 26.06.1992, DVBI 

1992, 1435; Urteil des BVerwG vom 16.08.1995, BayVBI 1996, 182; Urteil des 

BVerwG vom 25.01.1996, DVBI 1996, 677; Urteil des BVerwG vom 26.03.1998, 

Az. 4 A 7/97-A 241). Gesichtspunkte für das Ausscheiden einer Alternativpla­

nung können grundsätzlich alle planerischen Belange sein. Hierzu gehören z. B. 

Kostengesichtspunkte ebenso wie Umweltgesichtspunkte und verkehrstechni­

sche Aspekte. Das Ausscheiden einer nach dem Stand der Planung nicht mehr 

ernstlich in Betracht kommenden Variante hat dabei stets das Ergebnis einer 

abwägenden Prüfung zu sein. Die Ermittlung des Abwägungsmaterials hat je­

weils so konkret zu sein, dass eine sachgerechte Entscheidung möglich ist (Urteil 

des BVerwG vom 26.06.1992, Az. 4 B 1-11.92).
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3.2.4

3.3 Ausbaustandard

Der Vorhabensträger hat sich bei der Planung an den "Richtlinien für die Anlage 

von Landstraßen (RAL)- Ausgabe 2012“ orientiert. Die darin dargestellten ver­

kehrsbezogenen Gesichtspunkte und straßenbaulichen Erfordernisse geben den 

Stand der Technik wieder und enthalten wertvolle Anleitungen für den Straßen­

bau. Sie stellen jedoch keine absoluten Maßstäbe dar, vielmehr sind diese Erfor­

dernisse auf den Einzelfall bezogen den sonstigen berührten Belangen gegen­

überzustellen.

Gemäß RAL ist für die B 16 ein teilweise dreistreifiger Querschnitt RQ 11+ ge­

mäß LS II/ EKL2 mit abschnittsweisen Überholmöglichkeiten vorgesehen. Ent­

sprechend ihrer überregionalen Verbindungsfunktion müsste die B 16 auch auf-

Auch die Dimensionierung und Ausgestaltung des Vorhabens entspricht dem 

Gebot der sachgerechten Abwägung der widerstreitenden Belange.

Die erforderliche Neuversiegelung wird durch den Rückbau der Bestandstrasse 

und die naturschutzfachliche Aufwertung der freiwerdenden Fläche kompensiert. 

Außerdem verkürzt sich bei der Bauabwicklung die Sperrung der Strecke, da sich 

der westlich liegende Neubau unter Aufrechterhaltung des Verkehrs auf der be­

stehenden B 16 bewerkstelligen lässt. Nur für die Herstellung des nördlichen An­

schlusses an die Bestandsstrecke der B 16 sowie den Ausbau und Anschluss 

der Ortsdurchfahrt Waldsiedlung wird damit eine Sperrung für den Verkehr erfor­

derlich.

Ergebnis

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Entscheidung zu Gunsten der 

Planfeststellungsvariante nach den gesetzlichen Planungsvorgaben und dem 

Gebot der Planrechtfertigung getroffen wurde. Bei dieser Entscheidung hat die 

Planfeststellungsbehörde alle abwägungserheblichen Belange berücksichtigt 

und mit abgewogen. Aufgrund der bereits dargelegten Gründe wird im Rahmen 

des pflichtgemäßen Ermessens und unter Berücksichtigung der Grenzen der pla­

nerischen Gestaltungsfreiheit der planfestgestellten Lösung der Vorzug gege­

ben.

Einwendungen gegen den Variantenvergleich und die gewählte Trasse werden 

zurückgewiesen.
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4. Raum- und Fachplanung

4.1

Das Vorhaben steht auch mit den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans für 

die Region Donau- Iller (RR 15) in Einklang. Gemäß RP 15 B IX 1.1 soll das 

Gesamtverkehrssystem der Region so entwickelt werden, dass die angestrebten 

Flächennutzungen ermöglicht, die Kommunikation sowie der Leistungsaus­

tausch innerhalb der Region und über die Regionsgrenzen hinaus gefördert wer­

den. Die einzelnen Verkehrsnetze sollen in der Weise ergänzt, ausgebaut und 

aufeinander abgestimmt werden, dass die Abwicklung der jeweiligen Verkehrs­

art, insbesondere mit möglichst geringer Beeinträchtigung von Natur und Land­

schaft und mit möglichst geringem Flächenverbrauch, erfolgen kann.

Weiterhin soll gemäß RP 15 B IX 2.1.1 das Straßennetz der Region Donau-Iller 

im erforderlichen Umfang ergänzt und ausgebaut werden. Dabei soll auf [...], 

eine Verbesserung der innerregionalen Erschließung, insbesondere der Anbin­

dung des ländlichen Raumes an die Straßen mit großräumiger und überregiona­

grund ihrer hohen Verkehrsbelastung eine Querschnittsbreite von 8,0 m aufwei­

sen. Da die beiden nördlich und südlich anschließenden Querschnitte jedoch 

eine Querschnittsbreite von 7,5 m aufweisen (alte Richtlinie) wurde auf eine Aus­

weitung der Straße aus Gründen einer gleichbleibenden Streckencharakteristik 

verzichtet und im Ausbaubereich eine Fahrbahnbreite von 7,5 m angesetzt. We­

gen der Kürze des Ausbauabschnitts ist die Anlage von Überholfahrstreifen nicht 

möglich. Die festgestellte Planung ist sowohl hinsichtlich ihres Ausbaustandards 

wie auch der Trassierung ausgewogen.

Raumordnung, Landes- und Regionalplanung

Das plangegenständliche Vorhaben entspricht auch den Zielsetzungen der 

Raumordnung, Landes- und Regionalplanung.

Eines der zentralen Ziele der Raumordnung ist die Schaffung und Erhaltung 

gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Teilräumen (vgl. Lan­

desentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 1.1.1 Abs. 1 (Z)). Hierfür ist u.a. eine 

leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur erforderlich (vgl. LEP 4.1.1 (Z)).

Durch den bestandsorientierten Ausbau wird auch den LEP Grundsätzen 4.1.2 

(G) (Einbindung Bayerns in das internationale und nationale Verkehrswegenetz 

sowie leistungsfähige Ausgestaltung des regionalen Verkehrswegenetzes) und 

4.2 (G) (Erhalt und Ergänzung des Netzes der Bundesfernstraßen sowie bevor­

zugter Ausbau des vorhandenen Straßennetzes) Rechnung getragen.
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4.2

Immissionsschutz5.

5.1 Lärmschutz

Städtebauliche Belange

Das Vorhaben widerspricht keinen städtebaulichen Belangen.

ler Bedeutung [...), eine Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Orts­

durchfahrten der vom Durchgangsverkehr belasteten Städte und Gemeinden [...] 

hingewirkt werden. Nach RP 15 B IX 2.3.2 Satz 1 soll die Verbindung zwischen 

dem benachbarten Mittelzentren Günzburg, Krumbach (Schwaben), Mindelheim 

einschließlich der Anschlüsse an das Autobahnnetz verbessert werden.

Die Planfeststellungsmaßnahme ist mit den Belangen des Schallschutzes ver­

einbar. Bei der Planung wurde darauf geachtet, dass durch den Straßenbau 

Demgegenüber sind von der Straßenbaumaßnahme keine wesentlich nachteili­

gen Auswirkungen auf die überörtlichen Belange der Raumordnung, Landes­

und Regionalplanung zu erwarten.

Die Ausbaumaßnahme orientiert sich weitgehend am Bestand. Der nördliche 

plangegenständliche Streckenverlauf in Höhe des Legoland-Parkplatzes - auf ei­

ner Länge von ca. 110 m - wurde bereits im Rahmen des Raumordnungsverfah­

rens (ROV) „Bundesstraße B 16 Mindelheim - Krumbach (Schwaben) - Günz­

burg; Ortsumfahrung von Ichenhausen und Kötz“ als Teil der damalig u.a. über­

prüften modifizierten Wahllinie 1 A/B in Verbindung mit der Wahllinie 1 landes­

planerisch überprüft. Das ROV wurde mit der Landesplanerischen Beurteilung 

vom 15. März 2012 abgeschlossen, mit dem Ergebnis, dass der vorgenannte 

Bereich den Erfordernissen der Raumordnung unter verschiedenen Maßgaben 

entspricht. Den für die Ausbaumaßnahme einschlägigen Maßgaben der vorge­

nannten Landesplanerischen Beurteilung ist durch die Nebenbestimmungen 

bzw. Auflagen unter A. IV. bis A. VII. ausreichend Rechnung getragen.

Den positiven Auswirkungen der Planung stehen daher keine überörtlich bedeut­

samen nachteiligen Auswirkungen gegenüber. Das Vorhaben entspricht unter 

Beachtung der Nebenbestimmungen bzw. Auflagen A. IV. bis A. VII. insgesamt 

den Erfordernissen der Raumordnung, Landes- und Regionalplanung.

Auch der Regionalverband Donau-Iller bestätigt, dass die planfestgestellte Maß­

nahme den Zielsetzungen des Regionalplans entspricht.
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Gemäß § 41 BImSchG ist sicherzustellen, dass durch den Bau oder die wesent­

liche Änderung öffentlicher Straßen keine schädlichen Umwelteinwirkungen 

durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand 

der Technik vermeidbar sind. Die Zumutbarkeit von Lärmimmissionen ist auf der 

Grundlage der §§ 41 -43 BImSchG und der Verkehrslärmschutzverordnung (16. 

BImSchV) zu beurteilen. Die Grenzwerte gemäß § 2 der Verordnung betragen:

Die Grenzwerte betragen

- an Krankenhäusern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen

57 dB(A)tags,

47 dB(A) nachts;

- in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten

59 dB(A) tags,

49 dB(A) nachts;

- in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten

64 dB(A) tags,

54 dB(A) nachts;

- in Gewerbegebieten

69 dB(A) tags,

59 dB(A) nachts.

keine vermeidbaren Immissionsbelastungen entstehen. Entsprechend dem Ge­

bot des § 50 BImSchG wurde eine Beeinträchtigung der ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete durch den Verkehrslärm so weit 

wie möglich vermieden.

Die Art der o. g. Anlagen und Gebiete ergibt sich gemäß § 2 Abs. 2 der 

16. BImSchV aus den Festsetzungen in den Bebauungsplänen. Sonstige in den 

Bebauungsplänen festgesetzte Flächen sowie Gebiete, für die keine Festsetzun­

gen bestehen, sind nach der vorhandenen tatsächlichen Bebauung entspre­

chend ihrer Schutzbedürftigkeit einzustufen. Nach § 3 der 16. BImSchV ist der 

Beurteilungspegel für Straßen nach Anlage 1 zu der genannten Verordnung zu 

berechnen. Bei diesen Berechnungen wird regelmäßig nur der von der neuen 

oder geänderten Straße ausgehende Verkehrslärm zugrunde gelegt (vgl. 

BVerwG vom 21.03.1996, 4 C 9.95, NVWZ 1996, 1003).
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5.2

Aufgrund der großen räumlichen Entfernung der B 16 zur bestehenden Bebauung 

im Bereich der freien Strecke ist nicht damit zu rechnen, dass die lufthygienischen 

Grenzwerte der 39. BImSchV erreicht oder überschritten werden. Innerorts bleibt 

die Straße unverändert auf der Bestandstrasse, sodass hier keine Verschlechte­

rung gegenüber dem Bestand eintritt.

Nach § 1 16. BImSchV sind Lärmschutzmaßnahmen grundsätzlich nur beim 

Neubau oder bei wesentlichen Änderungen bestehender Straßen vorzusehen. 

Bei dem plangegenständlichen Vorhaben handelt es sich rechtlich nicht um ei­

nen Neubau. Ob es sich um eine wesentliche Änderung handelt, wurde vom 

Staatlichen Bauamt Krumbach in einer schalltechnischen Untersuchung ermittelt 

(Unterlage 17). Grundlage dieser Untersuchungen waren die Werte zur Lärmbe­

rechnung des Verkehrsgutachtens zur Verlegung der Kreisstraße GZ 5 in Klein- 

kötz der Dr. Brenner Ingenieurgesellschaft GmbH vom 6.6.2016 für das Progno­

sejahr 2030. Die Ermittlung der Lärmimmissionen erfolgte auf Grundlage der 16. 

BImSchV sowie der "Richtlinie für den Lärmschutz an Straßen", Ausgabe 1990 

(RLS 90).

Beim plangegenständlichen Ausbau der B 16 handelt es sich einerseits nicht um 

eine wesentliche Änderung einer Straße, da kein durchgehender Fahrstreifen 

hinzukommt. Im Bereich der Waldsiedlung findet durch den Ausbau auf Bestand 

keine Änderung statt, die als erheblicher baulicher Eingriff zu werten ist. Im an­

schließenden Bereich der freien Strecke durch die Verlegung der Fahrbahn nach 

Westen war zu prüfen, ob durch diesen dort erheblichen baulichen Eingriff die 

Beurteilungspegel um 3 dB(A) erhöht werden, wodurch diese Änderung als we­

sentlich im Sinne von § 1 Abs. 2 der 16 BImSchV anzusehen wäre. Da sich der 

Pegel durch die Verlegung der Trasse an keinem Immissionsort um aufgerundet 

mehr als 1 dB(A) erhöht, und auch keine Erhöhung auf oder über Pegel von 70 

dB(A) tags und 60 dB(A) nachts vorliegt, ist die Änderung nicht wesentlich. 

Somit besteht kein Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen.

Luftreinhaltung

Die Planung ist auch mit den Belangen der Luftreinhaltung vereinbar. Prüfungs­

maßstab hierfür sind die §§ 40 und 48a BImSchG i.V.m. der 39. BImSchV. Da­

nach darf der Schadstoffgehalt der Luft bestimmte Grenzwerte nicht überschrei­

ten.
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6.

6.1

In den Dammbereichen wird das Oberflächenwasser über Bankette und Bö­

6.2 Wasserbau

Wasserhaushalt, Gewässer- und Bodenschutz

Das planfestgestellte Vorhaben steht auch mit den Belangen der Wasserwirt­

schaft im Einklang.

Straßenentwässerung

Die geplante Straßenentwässerung hat keine negativen Auswirkungen auf die

Wasserwirtschaft.

schungen in das anschließende Gelände abgeleitet und großflächig versickert 

bzw. verdunstet. Dies entspricht dem Bestreben, die Filter- und Speicherkapazi­

tät des Bodens bestmöglich auszunutzen und das Niederschlagswasser dem 

Grundwasser zuzuführen. Für dieses Entwässerungskonzept ist eine wasser­

rechtliche Erlaubnis nicht erforderlich.

Die Gewässerkreuzung des Winterbaches ist in der Lage und Dimensionierung 

mit dem Wasserwirtschaftsamt Donauwörth abgestimmt. Dies ist eine wesentli­

che Umgestaltung des Gewässers und damit gestattungspflichtig gemäß § 68 

Abs. 1 WHG. Diese Gestattung wird von der planfeststellungsrechtlichen Kon­

zentrationswirkung mitumfasst. Die Ausbaumaßnahme konnte gestattet werden,

Im Einschnittsbereich (Baukilometer 0+ 920 bis Baukilometer 1 + 380) wird das 

anfallende Niederschlagswasser über straßenbegleitende Entwässerungsmul­

den und über Einlaufschächte in ein Regenrückhaltebecken abgeleitet. Diese 

gezielten Einleitungen sind gemäß §§ 8, 9 WHG erlaubnispflichtig. Die für die 

Einleitungen erforderliche Erlaubnis wird von der Konzentrationswirkung der 

Planfeststellung nicht erfasst (§ 19 Abs. 1 WHG), sondern ist unter A. IV. 1. des 

Beschlusstenors gesondert ausgesprochen. Die gehobene Erlaubnis nach §§ 

10, 15 WHG konnte unter Ausübung pflichtgemäßen Ermessens unbefristet er­

teilt werden, weil - wie das Donauwörth bestätigt hat - bei Beachtung der 

unter A. IV. 2. des Beschlusstenors festgesetzten Auflagen schädliche Gewäs­

serveränderungen nicht zu erwarten sind und andere Anforderungen nach öf­

fentlich-rechtlichen Vorschriften erfüllt werden (§ 12 WHG).

Das Landratsamt Günzburg hat das gemäß § 19 Abs. 3 WHG notwendige Ein­

vernehmen hierzu erklärt.
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6.3

6.3

da unter Beachtung der unter A. IV. 2.1 gesetzten Auflagen das natürliche Ab­

flussverhalten nicht wesentlich verändert wird. Die naturraumtypischen Lebens­

gemeinschaften werden bewahrt, sonstige erhebliche nachteilige Veränderun­

gen des Gewässers können vermieden werden (67 Abs.1 WHG) und das Wohl 

der Allgemeinheit wird nicht beeinträchtigt (§ 68 Abs. 1 WHG). Das Wasserwirt­

schaftsamt Donauwörth hat sein Einverständnis mit dem Vorhaben erklärt.

Bauwasserhaltung

Zwischen Baukilometer 0 + 880 und Baukilometer 0 + 910 soll eine Baugrube 

zur Herstellung eines Wellstahldurchlasses sowie zum Bodenaustausch erstellt 

werden. Hierzu ist eine Bauwasserhaltung erforderlich. Die Ableitung des geför­

derten Grundwassers soll in den Winterbach erfolgen. Hierfür ist für eine was­

serrechtliche Erlaubnis gemäß § 8,9 WHG erforderlich. Die für die Einleitungen 

erforderliche Erlaubnis wird von der Konzentrationswirkung der Planfeststellung 

nicht erfasst (§ 19 Abs. 1 WHG), sondern ist unter A. IV. 1. des Beschlusstenors 

gesondert ausgesprochen. Die gehobene Erlaubnis nach §§10,15 WHG konnte 

unter Ausübung pflichtgemäßen Ermessens erteilt werden, weil - wie das WWA 

Donauwörth bestätigt hat - bei Beachtung der unter A. IV. 2. des Beschlusste­

norsfestgesetzten Auflagen schädliche Gewässerveränderungen nicht zu erwar­

ten sind und andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften er­

füllt werden (§ 12 WHG).

Das Landratsamt Günzburg hat das gemäß § 19 Abs. 3 WHG notwendige Ein­

vernehmen mit Schreiben vom 05.01.2021 erklärt.

Bodenschutz

Dem Vorhaben stehen auch Belange des Bodenschutzes nicht entgegen.

Nach § 1 BBodSchG sollen die Funktionen des Bodens gesichert und wieder­

hergestellt werden. Dabei sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, 

der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigun­

gen sind zu sanieren und es ist Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf 

den Boden zu treffen. Zu den Funktionen des Bodens im Sinne des § 1 

BBodSchG gehört neben den natürlichen Funktionen u. a. auch die Nutzung als 

Standort für den Verkehr (§ 2 Abs. 2 Nr. 3d BBodSchG). Das dargestellte öffent­

liche Interesse an der Durchführung der Straßenbaumaßnahme (Nutzungsfunk­

tion im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3d BBodSchG) rechtfertigt hier die Nachteile, 

die die Maßnahme durch den Eintrag von Stoffen aus dem Verkehr und die Be- 
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7. Naturschutz, Landschafspflege und Artenschutz

7.1

Zwar kann nicht völlig ausgeschlossen werden, dass durch die Schadstoffe der 

Kraftfahrzeuge die Bodenverhältnisse in unmittelbarer Fahrbahnnähe ver­

schlechtert werden. Diese Bodenbelastung ist jedoch in der Regel gering, hält 

zumeist die Prüfwerte der Bodenschutzverordnung ein und ist mit wirtschaftlich 

vertretbarem Aufwand nicht vermeidbar. Wägt man die Gefahr einer eher gerin­

gen schädlichen Bodenverunreinigung mit dem hohen öffentlichen Interesse an 

der Maßnahme ab, dann überwiegt das öffentliche Interesse an der Verwirkli­

chung des Bauvorhabens.

Im Planungsbereich und in unmittelbarer Umgebung sind weder Altablagerungen 

oder Altstandorte noch Verdachtsflächen bekannt.

lastung durch die Bauarbeiten sowie die Herstellung und Unterhaltung der An­

lage für die anderen Funktionen des Bodens mit sich bringt. Soweit durch das 

planfestgestellte Vorhaben Belastungen des Bodens erfolgen, sind diese unver­

meidbar.

unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu 

ersetzen (Ersatzmaßnahmen), soweit es zur Verwirklichung der Ziele des Na­

turschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist.

Naturschutz und Landschaftspflege

Bei der Erfüllung seiner Aufgaben hat der Straßenbaulastträger den Naturhaus­

halt und das Landschaftsbild zu schonen (Art. 9 Abs. 1 Satz 4 BayNatSchG). 

Diese Belange werden konkretisiert durch die in Art. 1 BayNatSchG und § 1 

BNatSchG enthaltenen Ziele des Naturschutzes, der Landschaftspflege und des 

Schutzes von Lebensräumen. Die sich hieraus ergebenden Anforderungen sind 

untereinander und gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Na­

tur und Landschaft abzuwägen. Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen, 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen (vgl. § la 

BauGB und § 1 BBodSchG).

Nach den zwingenden gesetzlichen Bestimmungen des § 15 Abs. 1 und 2 

BNatSchG hat der Vorhabensträger, der Eingriffe in Natur und Landschaft vor­

nimmt,

- vermeidbare Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft zu unterlassen so­

wie 
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Die verbleibenden unvermeidbaren Beeinträchtigungen sind ebenfalls in der 

landschaftspflegerischen Begleitplanung (Unterlage 9.2, 9.2.2, 9.3 und 9.4) dar­

gestellt. Die landschaftspflegerische Begleitplanung gibt vor allem Aufschluss 

über den Bestand an Natur, Landschaft, Lebensräumen und Arten und zeigt die 

Konflikte auf, die durch das Vorhaben verursacht werden. Diese Beeinträchtigun­

gen lassen sich durch die im landschaftspflegerischen Begleitmaßnahmenplan 

dargestellten und im Textteil des landschaftspflegerischen Begleitplans (Unter­

lage 19.1.1) beschriebenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen - 1.1A (Entsie­

geln von bisher asphaltierter Fläche im Umfang von 0,2470 ha), 1.1 E (Extensi- 

vierung einer Intensivwiese im Umfang von 1,0666 ha), 1.2WE (Aufforstung von 

standortgerechtem Laubwald im Verhältnis 1:1 zur gerodeten Fläche) kompen­

sieren. Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild und der sich dar­

aus ableitende Bedarf an Kompensationsmaßnahmen sind nur begrenzt bere­

chenbar. Neben der flächigen Ermittlung der Eingriffe (quantitative Erfassung) 

Gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG ist die Maßnahme zu untersagen, wenn Belange 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforde­

rungen an Natur und Landschaft im Rang vorgehen, soweit die Beeinträchtigun­

gen nicht zu vermeiden oder nicht in erforderlichem Maß in angemessener Frist 

auszugleichen oder in sonstigerWeise zu kompensieren sind.

Die planfestgestellte Baumaßnahme trägt dem naturschutzrechtlichen Gebot der 

Vermeidung von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sowie dem Ge­

bot zum sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden so weit wie 

möglich Rechnung. Insoweit wird auf die vorgesehenen Maßnahmen in der land­

schaftspflegerischen Begleitplanung (LBP) (Unterlage 19.1 und Unterlage 9.3) 

verwiesen. Es werden diverse Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt. Auch er­

folgt der Ausbau zum Teil bestandsnah und orientiert sich in diesem Bereich am 

bisherigen Straßenverlauf.

Die LBP wurde, auch nach Einschätzung der Höheren Naturschutzbehörde, 

sorgfältig ausgearbeitet. De Maßnahmen 2.1 V, 2.2 VA, 2.5 VA, 2.6 VA, 4.1 CEF 

und 4.2 CEF sind allerdings so auszuführen, wie es im Schreiben des staatlichen 

Bauamtes Krumbach vom 03.03.2021 ergänzend - in Absprache mit der Höhe­

ren Naturschutzbehörde - dargelegt ist. Dieses Schreiben wird als Ergänzung 

der Maßnahmenblätter mit in die Planfeststellungsunterlagen aufgenommen und 

planfestgestellt.
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Das Landschaftsbild wird durch die Rodung straßenbegleitender Gehölzbe­

stände, die das Landschaftsbild prägen, beeinträchtigt. Mittelfristig können diese 

Effekte durch Gestaltungsmaßnahmen wiederhergestellt bzw. neugestaltet wer­

den. Das Ausgleichskonzept wurde von der Höheren Naturschutzbehörde bei 

wurde durch eine entsprechende verbal argumentative Beschreibung der quali­

tative Eingriff ermittelt und daraus die Ziele für den Ausgleich bzw. Ersatz abge­

leitet. Der Vorhabensträger hat die Eingriffsermittlung entsprechend der bayeri­

schen Kompensationsverordnung (BayKompV) vom 07.08.2013 unter Beach­

tung der Vollzugshinweise zu dieser Verordnung für den staatlichen Straßenbau 

durchgeführt. Die Ermittlung der Wertpunkte (WP) ist anhand der Biotopwertliste 

zur BayKompV erfolgt.

Der Bedarf an Ausgleichs-und Ersatzmaßnahmen (Kompensationsbedarf) ergibt 

sich unter Berücksichtigung der zu treffenden Vermeidungsmaßnahmen aus ei­

nem wertenden Vergleich von Natur und Landschaft vor und nach dem Eingriff. 

Der Kompensationsbedarf für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Aus­

prägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume wird rechnerisch gemäß An­

lage 3.1 der BayKompV ermittelt. Der ergänzende Kompensationsbedarf für 

nicht flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts 

Arten und Lebensräume wird verbal argumentativ bestimmt. Die maßgeblichen 

Konflikte und die zugeordneten Ausgleichs-und Ersatzmaßnahmen werden in 

Unterlage 9.4 (tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation) 

dargestellt. Nach den Berechnungen des Vorhabenträgers ergab sich ein Kom­

pensationsbedarf von 47.573 Wertpunkten für flächenbezogen bewertbare Merk­

male und Ausprägungen des Schutzgutes Arten und Lebensräume. Die vorge­

sehenen Kompensationsmaßnahmen werden mit 48 230 Wertpunkten bewertet. 

Eine rechnerische Kompensation im Sinne der bayerischen Kompensationsver­

ordnung ist daher gegeben. Auf agrarstrukturelle Belange wurde ausreichend 

Rücksicht genommen. Insbesondere beansprucht der Vorhabensträger landwirt­

schaftlich besonders geeignete Böden nur im unbedingt erforderlichen Umfang. 

Über den im Rahmen des Biotopwertverfahrens ermittelten Kompensationsbe­

darf hinaus entsteht ein zusätzlicher Bedarf an CEF- Maßnahmen für Eingriffe in 

Habitate der Fledermäuse und der höhlenbrütenden Vogelarten. Unter Berück­

sichtigung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen sowie der vorgezoge­

nen Ausgleichsmaßnahmen (CEF Maßnahmen) ist sichergestellt, dass keine er­

heblichen vorhabenbedingten Beeinträchtigungen für diese Tierarten Zurückblei­

ben werden.
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7.2 Artenschutz

7.2.1 Verbots tatbestände

Das europäische und nationale Artenschutzrecht stellt für die vorliegende Stra­

ßenbaumaßnahme kein rechtliches Hindernis dar.

Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote sind bundesrechtlich in § 44 Abs. 1 

BNatSchG geregelt. Die geschützten Arten werden in § 7 BNatSchG definiert. 

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der 

besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 

töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädi­

gen oder zu zerstören.

Die besonders geschützten Arten sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG: 

Arten der Anhänge A und B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 über den 

Schutz von Exemplaren wild lebender Tier- und Pflanzenarten durch Über­

wachung des Handels,

Arten des Anhangs IV der FFH-RL (Richtlinie 92/43 EWG),

europäische Vogelarten; hierzu gehören alle in Europa natürlich vorkom­

menden Vogelarten im Sinne des Art. 1 der V-RL (79/409 EWG),

Nach Art. 1 der V-RL gehören sämtliche wildlebenden Vogelarten, die im Gebiet 

der Mitgliedstaaten heimisch sind, zu den von der Richtlinie geschützten Vogel­

arten.

der Regierung von Schwaben geprüft und im Grundsatz für angemessen und 

sachgerecht gehalten.

Von der Konzentrationswirkung dieses Planfeststellungsbeschlusses sind alle 

naturschutzrechtlich erforderlichen Entscheidungen erfasst.

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der 

streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fort­

pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er­

heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung 

der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.

Die streng geschützten Arten sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:

Arten des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 338/97,

Arten des Anhangs IV der FFH-RL (Richtlinie 92/43 EWG),
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Pflanzenarten der Anhänge A und B der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 

Arten des Anhangs IV der FFH-RL (92/43 EWG),

Pflanzenarten, die in der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 (Bundesar­

tenschutzverordnung) aufgeführt sind.

Arten, die in der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 (Bundesartenschutz­

verordnung) aufgeführt sind.

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ru­

hestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Na­

tur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Pflanzen der 

besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 

entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Die besonders geschützten wildlebenden Pflanzenarten sind gemäß § 7 Abs. 2 

Nr. 13 BNatSchG:

Ausnahme

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten die Zugriffsverbote für nach § 15 BNatSchG 

zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft nur nach Maßgabe von Satz 2-5. 

Sind in Anhang IV a der RL 92/43 EWG aufgeführte Tierarten oder europäische 

Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchti­

gungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des § 44 Abs. 2 Nr. 1 

BNatSchG nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 

dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zu­

sammenhang weiter erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für die Standorte wild lebender 

Pflanzen der in Anhang IV b der RL 92/43 EWG aufgeführten Arten gelten § 44 

Abs. 5 Sätze 2 und 3 BNatSchG entsprechend. Sind andere besonders ge­

schützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs 

oder Vorhabens ein Verstoß gegen die Zugriffsverbote nicht vor.

Die Legalausnahme des § 44 Abs. 5 BNatSchG bestimmt zunächst, dass die 

vorhabensbedingten Auswirkungen auf besonders geschützte Tier- und Pflan­

zenarten, die nicht in Anhang IV der RL 92/43 EWG aufgeführt und keine euro­

päischen Vogelarten sind, im Rahmen der Eingriffsregelung des § 15 BNatSchG 

zu prüfen sind. Die Prüfung erfolgt an anderer Stelle des Beschlusses. Daneben 

enthält die Vorschrift des § 44 Abs. 5 BNatSchG Maßgaben, die der Prüfung der 

Zugriffsverbote zu Grunde gelegt wurden.
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Das methodische Vorgehen und die Begriffsabgrenzungen der vom Vorhabens­

träger vorgelegten Unterlagen zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

(„saP“, vgl. Unterlage 19.3) entspricht den mit Schreiben der Obersten Baube­

hörde vom 12.02.2013 (Gz. IIZ7-4022.2-001/05) eingeführten „Hinweisen zur 

Aufstellung der Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“. 

Berücksichtigung finden ferner sämtliche Maßnahmen zur Vermeidung und Mi­

nimierung beeinträchtigender Wirkungen bzw. funktionserhaltende Maßnah­

men, die in den festgestellten Planunterlagen, insbesondere im landschaftspfle­

gerischen Begleitplan, enthalten sind.

In Kenntnis der im Untersuchungsraum nachweislich oder potentiell vorkom­

menden Arten und der relevanten Projektwirkungen wird in einem nächsten 

Prüfschritt untersucht, ob die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG greifen. Nicht 

überprüft wurden Arten, die durch das Vorhaben nicht betroffen sind, da sie im 

Wirkraum des Vorhabens nicht vorkommen oder nur sehr selten und außerhalb 

ihrer Brutzeit oder ihre Brutgebiete dort anzutreffen sind oder durch vorhabens­

bedingte Wirkungen wie Lärm, Licht und optische Unruhe wegen der Entfer­

nung ihrer Lebensräume zur Straße oder ihrer Unempfindlichkeit gegenüber 

diesen Wirkungen nicht erheblich gestört werden.

Vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtslage hat der Vorhabensträger 

diejenigen der in Anhang IV der FFH-RL aufgeführten Arten und europäischen 

Vogelarten, die nach der vorhandenen Lebensraumausstattung im Untersu­

chungsgebiet vorkommen können, einer vertieften Untersuchung unterzogen, 

vgl. Unterlage 19.3 (saP). Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach §44 

BNatSchG setzt eine ausreichende Ermittlung und Bestandsaufnahme zum 

Vorkommen der relevanten Arten voraus. Das verpflichtet die Behörde jedoch 

nicht, ein lückenloses Arteninventar zu erstellen. Die Untersuchungstiefe hängt 

maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten im Einzelfall ab. Lassen 

bestimmte Vegetationsstrukturen sichere Rückschlüsse auf die faunistische 

Ausstattung zu, so kann es mit der gezielten Erhebung der insoweit maßgebli­

chen repräsentativen Daten sein Bewenden haben. Das Recht nötigt nicht zu 

einem Aufwand, der keine zusätzliche Kenntnis verspricht (vgl. BVerwG, Be­

schluss vom 18.06.2007, Az. 9 VR 13/06, Juris, RdNr. 20; BVerwG, Beschluss 

vom 13.03.2008, Az. 9 VR 9/07, juris, RdNr. 31). Der Prüfung brauchen diejeni­

gen Arten nicht unterzogen zu werden, für die eine verbotstatbestandsmäßige 

Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausge­

schlossen werden kann (Relevanzschwelle).
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Im Ergebnis sind keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 in Ver­

bindung mit Abs. 5 BNatSchG erfüllt. Es wird daher keine Ausnahme gern. § 45 

Abs. 7 Satz 1 und 2 BNatSchG für das Vorhaben benötigt.

Durch das Vorhaben werden zwar sowohl europarechtlich geschützte Arten 

gern. Anhang IV FFH-RL aus der Artengruppe der Säugetiere ohne Fleder­

mäuse, der Fledermäuse, der Lurche und Muscheln, als auch europäische Vo­

gelarten i.S. v. Art. 1 VS-RL beeinträchtigt. Bei den durch das Vorhaben be­

troffenen FFH-Anhang IV-Arten und den europäischen Vogelarten bleibt jedoch 

die ökologische Funktion der Fortpflanzungsstätten im räumlichen Zusammen­

hang durch die vorgesehenen konfliktvermeidenden Maßnahmen weiterhin er­

halten bzw. wird nicht verschlechtert. Schädigungen bzw. Störungen mit Aus­

wirkungen auf die lokalen Populationen sind ebenfalls nicht gegeben. Auch 

wird das Risiko des Verletzens und des Tötens von Individuen durch das Vor­

haben nicht signifikant erhöht. Wesentlich sind hierfür die Einhaltung vorgege­

bener zeitlicher Arbeitsprozesse bei der Baufeldräumung (z.B. Rodungs-und 

Fällarbeiten nur außerhalb der Brutzeit, Vermeidungsmaßnahme 2.3V; Fällung 

von Höhlenbäumen mit möglichem Fledermausbesatz nur im Zeitraum von 

Mitte Oktober bis Ende November Vermeidungsmaßnahme 2 4VA) sowie wei­

tere Vermeidungsmaßnahmen etwa das gründliche Absuchen des zu verlegen­

den Winterbachs auf Bachmuscheln, Vermeidungsmaßnahme 2.1VA und der 

Erhalt und Wiederherstellung der Wander-und Austauschbeziehungen im Be­

reich des Winterbachtals für Amphibien, Reptilien, Biber durch die Herstellung 

einer stationären Schutzanlage mit Kleintierdurchlässen, Vermeidungsmaß­

nahme 2. 5VA und die Bepflanzung der Dammböschung der neuen Trasse zum 

Schutz von Fledermäusen und Vögeln vor Fahrzeugkollissionen, Vermeidungs­

maßnahme 2.6VA . Entgegen der im Maßnahmenblatt allein vorgesehenen Be­

pflanzung der Dammböschung als Kollisionsschutz für Fledermäuse und Vögel 

muss diese Maßnahme um eine Schutzwand oder ein engmaschiges Netz er­

gänzt werden. Dies hat das Staatliche Bauamt mit Schreiben vom 03.03.2021 

zugesagt.

Es werden somit für keine Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der 

europäischen Vogelarten gern. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie die Verbotstatbe­

stände des § 44 Abs. 1,2 und 3 i.V.m. Abs. 5 BNatschG erfüllt. Es wird daher 

keine Ausnahme gern. § 45 Abs. 7 Satz 1 und 2 BNatSchG für das Vorhaben 

benötigt. Im Einzelnen wird auf die umweltfachliche Untersuchung, Unterlage
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7.2.2

Lurche

Kleiner Wasserfrosch

Kammmolch

Muscheln

Bachmuschel

Abendsegler, Braunes Langohr, Breitflügelfledermaus, Langohrart

Großes Mausohr, Wasserfledermaus, Nordfledermaus, Zwergfledermaus 

Fransenfledermaus, Großer Abendsegler, Rauhautfledermaus

Kleine Bartfledermaus, Weißrandfledermaus, Zweifarbfledermaus

Darüber hinaus sind 53 europäische Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-RL 

im Untersuchungsraum nachgewiesen oder können potentiell vorkommen. Inso­

weit wird auf S. 17-19 der saP (Unterlage 19.3.) verwiesen.

Betroffene Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und nach Art. 1 der 

Vogelschutzrichtlinie

Im Untersuchungsgebiet des planfestgestellten Vorhabens sind folgende Arten 

des Anhangs IV der FFH-RL nachgewiesen bzw. ist deren Vorkommen potentiell 

möglich:

Säugetiere:

Biber

19.1, insbesondere S. 44 ff., sowie auf die naturschutzfachlichen Angaben zur 

speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, Unterlage 19.3 verwiesen. Die Plan­

feststellungsbehörde macht sich diesbezüglich die darin enthaltenen Aussagen 

zu Eigen.

Insgesamt ist festzustellen, dass die planfestgestellten Kompensations- und 

funktionserhaltenden Maßnahmen den Anforderungen des Naturschutzgesetzes 

wie auch den artenschutzrechtlichen Bestimmungen genügen.

Die in diesem Beschluss enthaltenen Regelungen dienen der Optimierung und 

Überwachung der im Interesse des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 

treffenden Maßnahmen.
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Biber:

Fledermäuse:

Im Winterbachtal oberhalb der B 16 befindet sich eine alte und neue Burg des 

Bibers. Die vorgesehene Vermeidungsmaßnahme - Abzäunen des Teichs wäh­

rend der Bauarbeiten zur Straße hin - sind ausreichend.

Im Zuge der Untersuchung durch das beauftragte Büro Schreiber wurden min­

destens 2 Höhlenbäume als potentielle Quartiere der im Untersuchungsgebiet 

nachgewiesenen Fledermausarten erfasst.

Zum Schutz der betroffenen Fledermausarten ist durch die Maßnahme 4.2 CEF 

sicherzustellen, dass Höhlenbäume in der eingriffsnahen Umgebung vor forst­

wirtschaftlicher Nutzung dauerhaft gesichert werden. Die im Maßnahmenblatt 

vorgesehene Sicherung für 30 Jahre reicht nicht aus, eine dauerhafte Sicherung 

ist durch Auflage A. V. 1. gewährleistet.

Das Vorkommen von Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH -Richtlinie kann im 

Hinblick darauf, dass im Planfeststellungsbereich wieder geeignete Lebens­

räume vorhanden sind, noch solche Arten dort natürlicherweise beheimatet sind, 

ausgeschlossen werden.

Bezüglich der Einzelheiten wird auf den Fachbeitrag zur saP (Unterlage 19.3) 

verwiesen. Die darin vom Fachgutachter dokumentierten Ermittlungen und Be­

standserhebungen sowie die Bewertungen sind plausibel und nachvollziehbar. 

An der ordnungsgemäßen Ermittlungsmethodik bestehen keine Zweifel.

Zu einzelnen Arten ist noch festzustellen:

Vögel

Von der Maßnahme unmittelbar betroffen sind Höhlenbrüter. Neben den vorge­

sehenen Vermeidungsmaßnahmen ist als funktionserhaltende Maßnahme (4.1 

CEF) vorgesehen, als Ersatz für zu fällende Bäume mit Höhlenquartier Brutkäs­

ten anzubringen. Die bereits bei den Fledermäusen beschriebene Unterschutz­

stellung geeigneter Habitatbäume (Maßnahme 4.2 CEF) dient ebenfalls den höh­

lenbrütenden Vogelarten. Durch diese Maßnahmen können unter Berücksichti­

gung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen nach Einschätzung der Plan­

feststellungsbehörde die Beeinträchtigungen durch die planfestgestellte Maß­

nahme ausgeglichen werden.
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7.2.3

8. Land- und Forstwirtschaft, Jagd- und Fischereiwesen

8.1 Landwirtschaft

Kleiner Wasserfrosch

Um potentielle Überwinterungsstandorte des kleinen Wasserfrosches vor den 

Erdarbeiten zu schützen, ist ein Amphibienschutzzaun frühzeitig zu installieren. 

Dem wurde durch Auflage unter A. V. 5. Rechnung getragen.

Das planfestgestellte Straßenbauvorhaben ist mit den Belangen der Landwirt­

schaft vereinbar. Die Maßnahme beansprucht nur in geringem Umfang Grundei­

gentum, das bisher als landwirtschaftliche Ackerfläche und Grünland genutzt 

wird. Im Einzelnen wird auf den Grunderwerbsplan und das Grunderwerbsver­

zeichnis verwiesen. Diese Inanspruchnahme beeinträchtigt zwar Belange der 

Landwirtschaft. Die Beeinträchtigungen sind aber nicht erheblich, eine nachhal­

tige Veränderung der landwirtschaftlichen Struktur im Planungsraum ist nicht zu 

erwarten. Dies gilt sowohl hinsichtlich der vorhabensbedingten Belastungen der 

Landwirtschaft allgemein, als auch hinsichtlich der individuellen Betroffenheit ein­

zelner Betriebe. Eine weitere Minderung der Eingriffe in die Belange der Land-

Zusammenfassende Bewertung

Aufgrund der im Maßnahmenplan des landschaftspflegerischen Begleitplans 

enthaltenen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), der 

funktionserhaltenden Maßnahmen zum Artenschutz wie auch der angeordneten 

Auflagen sind für keine der oben genannten und auch im Fachbeitrag Arten­

schutz enthaltenen Arten des Anhangs IV der FFH-RL oder der europäischen 

Vogelarten nach Art. 1 der V-RL die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG erfüllt. Die Beurteilung, ob ein Verbotstatbestand erfüllt wird, erfolgte 

unter Berücksichtigung der vorgesehenen funktionserhaltenden Vermeidungs­

maßnahmen und der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen. Bei der land­

schaftspflegerischen Begleitplanung wurde darauf geachtet, dass die ökologi­

sche Funktionalität der von der Baumaßnahme betroffenen Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.

Das planfestgestellte Vorhaben ist damit auch unter Berücksichtigung des Arten­

schutzes die sinnvollste Lösung, um dem Verkehrsbedürfnis im Sinne des § 3 

Abs. 1 S.2 FStrG zu genügen.
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Forstwirtschaft8.2

wirtschaft ist wegen der verkehrlichen Notwendigkeit bei sachgerechter Bewer­

tung anderer Belange nicht möglich. Der Landverbrauch kann auch nicht durch 

Verzicht auf Teile der Maßnahme verringert werden.

Belange der Forstwirtschaft stehen dem Bauvorhaben nicht entgegen.

Das Vorhaben berührt Belange der Forstwirtschaft, da Wald i. S. d. § 2 BWaldG 

in einer Größenordnung von ca. 1,3870 ha beansprucht wird. Die exakte Menge 

der Rodungsfläche wird nach Abschluss der Bauarbeiten ermittelt und dem Amt 

für Ernährung Landwirtschaft und Forsten Krumbach mitqeteilt. In diese Bilanz 

muss auch die verbleibende“ Bauminsel“ (verbleibende Fläche zwischen alter 

und neuer Trasse), soweit sie nicht mehr als Wald gewertet werden kann, einflie­

ßen.

Rodungen, die durch Planfeststellungsbeschlüsse zugelassen werden, bedürfen 

keiner Erlaubnis nach dem Bayerischen Waldgesetz. Die materiellen Grundsätze 

des Art. 9 Abs. 4 bis 7 BayWaldG sind jedoch sinngemäß zu beachten (Art. 9 

Abs. 8 BayWaldG). Rodungen sollen danach Waldfunktionsplänen nicht wider­

sprechen oder deren Ziele gefährden. Zudem soll keine Rodung erfolgen, wenn 

die Erhaltung des Waldes aus anderen Gründen im öffentlichen Interesse liegt 

und dieses vor den Belangen des Antragstellers den Vorrang verdient

Der betroffene Wald besitzt nach der Waldfunktionsplanung (Art. 6 BayWaldG) 

besondere Bedeutung für das Landschaftsbild. Ein großflächiger - nicht ausge­

glichener - rodungsbedingter Verlust von Waldsubstanz und der von der Wald­

substanz erfüllten Waldfunktionen würde damit die Ziele des Waldfunktionspla­

nes gefährden und dem Waldfunktionsplan widersprechen.

Als Ausgleich für die Rodung und deren nachteilige Folgen muss demnach eine 

flächengleiche Ersatzaufforstung (Maßstab 1:1) erfolgen. Der ursprünglich vom 

Staatlichen Bauamt Krumbach angenommene Maßstab von 1 zu 0,5 für die er­

forderliche Ersatzaufforstung ist nach Einschätzung des zuständigen Amtes für 

Landwirtschaft, Ernährung und Forsten Krumbach nicht ausreichend. Das staat­

liche Bauamt Krumbach hat zugesagt, für die notwendige Rodung von Waldflä­

chen einen flächengleichen Ersatz zu schaffen; auch die verbleibende „Baumin­

sel“, welche nach Angaben des Amtes für Ernährung Landwirtschaft und Forsten 

nicht mehr als Wald gewertet werden kann, wird flächengleich ersetzt. Das Bau­

amt hat ebenfalls zugesagt, die Menge des tatsächlichen Waldverlustes nach Ab-
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8.3

9. Sonstige öffentliche und private Belange, Eigentumseingriffe

9.1 Denkmalpflege

Schluss der Bauarbeiten zu ermitteln und eine Rodungsbilanz sowie die Ersatz­

aufforstung dem überörtlich zuständigen Amt für Ernährung Landwirtschaft und 

Forsten Augsburg innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Bauarbeiten anzu­

zeigen. Der erforderliche Ausgleich erfolgt auf der dem Grundstück Flurnummer 

149 Gemarkung Ebersbach und beträgt nach derzeitiger Schätzung unter Be­

rücksichtigung der vom Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten Krumbach 

eingebrachten Forderungen rund 1,3870 ha.

Aufgrund dieser Zusagen und der Auflagen unter A. VI. konnte darauf verzichtet 

werden, die insoweit überholten Planunterlagen (insbesondere Unterlage 9.3, 

und tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation; Unterlage 

19.1) zu tektieren.

Das staatliche Bauamt Krumbach hat ebenfalls zugesagt, für die notwendigen 

Gehölzfällungen in den nur temporär während der Bauzeit beanspruchten Bau­

streifen in Abstimmung mit dem Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten 

Krumbach nach Abschluss der Bauarbeiten nach Pflanzungen vorzunehmen. Die 

nur temporär beanspruchten Waldflächen werden im Zuge der Rodungsarbeiten 

bzw. nach Abschluss der Bauarbeiten ebenfalls in Abstimmung mit dem Amt für 

Ernährung Landwirtschaft und Forsten ermittelt.

Jagd- und Fischereiwesen

Die Baumaßnahme ist auch mit den öffentlichen Belangen der Jagd und der Fi­

scherei vereinbar. Dem Schutz der Interessen der Fischereiberechtigten dienen 

auch die in A. IV. 2. enthaltenen Auflagen.

Das Vorhaben kann auch unter Berücksichtigung des Denkmalschutzes, insbe­

sondere des Schutzes von Bodendenkmälern, zuglassen werden. Die für das 

Vorhaben sprechenden Belange gehen den Belangen des Denkmalschutzes 

vor.

Die in den Stellungnahmen des Landesamtes für Denkmalschutz vom 

03.08.2020 genannten Bodendenkmäler im Bereich des Plangebiets bzw. am 

Rand der Baumaßnahme haben insgesamt unter Berücksichtigung allgemeiner, 

auch völkerrechtlicher Verpflichtungen des Staates zum Schutz des archäologi- 
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9.2 Sonstige Belange

Die Auflagen A. VII. 2. dienen der Sicherung der Belange der Versorgungswirt­

schaft.

sehen Erbes nicht den Stellenwert, dass im Ergebnis die Zulassung des Vorha­

bens unter Berücksichtigung der vorgesehenen Schutzauflagen trotz der damit 

verbundenen möglichen Zerstörung von Bodendenkmälern abgelehnt werden 

müsste.

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen auch in der Stellungnahme des Landesam­

tes für Denkmalschutz nicht aufgezeigte Bodendenkmäler mit nationaler Bedeu­

tung auftreten, deren Schutz durch die vorgesehenen Auflagen nicht hinreichend 

gewährleistet wäre, hat die Planfeststellungsbehörde nach Art. 75 Abs. 2 Satz 2 

BayVwVfG die Möglichkeit über dann möglicherweise gebotene ergänzende 

Schutzauflagen zur Abwendung unvorhergesehener Nachteile für die Belange 

der Denkmalpflege zu entscheiden. In allen anderen Fällen umfasst dagegen die 

vorliegende Entscheidung die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 

Abs. 1 Denkmalschutzgesetz sowohl hinsichtlich der bekannten Bodendenkmä­

ler, der bezeichneten Verdachtsflächen als auch eventueller Zufallsfunde unter 

Beachtung der durch die Schutzauflagen (A. VII. 1. dieses Beschlusses) vorge­

sehenen Maßgaben.

Die angeordneten Schutzauflagen dienen dem vorrangigen, vom Vorhabensträ­

ger im Rahmen der weiteren Detailplanung möglicherweise noch zu gewährleis­

tenden Schutz der Bodendenkmäler vor Beeinträchtigungen bzw. im Fall unver­

meidbarer Beeinträchtigungen dem angemessenen Ausgleich für die mit deren 

Zulassung verbundene Zurückstellung der Belange der Denkmalpflege gegen­

über den für das Vorhaben sprechenden verkehrlichen Belangen. Obgleich die 

damit angeordnete Verpflichtung zur Durchführung von Sicherungsmaßnahmen 

gegenüber dem unveränderten Verbleib im Boden nur sekundäre Interessen der 

Denkmalpflege zu berücksichtigen vermag, bleibt auch diese Verpflichtung durch 

die für jedes staatliche Handeln geltenden Grundsätze der Erforderlichkeit, Ver­

hältnismäßigkeit und Wirtschaftlichkeit begrenzt. Da diese Festlegungen beim 

jetzigen Planungsstand noch nicht abschließend möglich sind, bleiben sie zu­

nächst einer einvernehmlichen Regelung zwischen Vorhabensträger und Baye­

rischem Landesamt für Denkmalpflege vorbehalten, an deren Stelle - soweit er­

forderlich - auch eine ergänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde 

möglich bleibt.
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9.3

IV. Forderungen von Trägern öffentlicher Belange und Verbänden

nem Fall eine landwirtschaftliche Existenzgefährdung.

Das Ergebnis der Einzelprüfung ist im Zusammenhang mit der Behandlung der 

betreffenden Einwendungen dargestellt.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass der Belange der Grundstücksinanspruch­

nahme im Rahmen der Abwägung sehr schwer wiegt, jedoch nicht dazu führt, 

dass diesem Belang angesichts der überwiegenden Vorteile der Planung Vor­

rang eingeräumt wird.

Eingriffe in das Eigentum

Bei der Überprüfung des Straßenbauvorhabens ist zu berücksichtigen, dass den 

verfassungsrechtlich geschützten Eigentumsrechten (Art. 14 GG) ein besonde­

rer Stellenwert in der planfeststellungsrechtlichen Abwägung zukommt. Die vor­

gesehenen Eingriffe in das Eigentum müssen zwingend erforderlich sein und auf 

das unbedingt notwendige Maß beschränkt werden.

Die Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange wurden - soweit erforder­

lich - bereits in vorstehenden Ausführungen behandelt. Im Folgenden werden 

deshalb nur wesentliche Forderungen der Träger öffentlicher Belange behandelt, 

welche nicht bereits Gegenstand der bisherigen themenkomplexbezogenen Ab-

Die Planung wird diesen Vorgaben gerecht. Die im Grunderwerbsplan und im 

Grunderwerbsverzeichnis vorgesehene Inanspruchnahme von Grundeigentum 

ist erforderlich, um die Straßenbaumaßnahme, die insgesamt dem Wohl der All­

gemeinheit dient, zu verwirklichen. Die Planung nimmt auf die Interessen der 

betroffenen Grundstückseigentümer soweit wie möglich Rücksicht. Eine Redu­

zierung des Flächenbedarfs ist ohne Beeinträchtigung der Verkehrswirksamkeit 

und vor allem der Verkehrssicherheit sowie der sachgerechten Bewertung ande­

rer Belange nicht erreichbar. Die geplanten Eingriffe in das Eigentum sind sämt­

lichen Betroffenen auch zumutbar. Insbesondere bewirkt das Vorhaben in kei­

Die Auflage A. VII. 3. dient dem berechtigten Interesse von Straßenanliegern, 

dass während der Bauzeit und nach Beendigung der Baumaßnahme ein Zugang 

bzw. eine Zufahrt zu ihrem Grundstück erhalten bleibt oder dass ein angemes­

sener Ersatz geschaffen wird (vgl. § 8a FStrG i. V. m. Art. 17 BayStrWG).
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1.

2.

3.

wägung waren. Soweit diesen Forderungen nicht durch Auflagen in diesem Be­

schluss Rechnung getragen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise (z. B. 

durch Vereinbarungen mit dem Baulastträger) im Laufe des Planfeststellungs­

verfahrens erledigt haben, werden sie zurückgewiesen.

Die Gemeinde bemängelt, dass der Lärmschutz gegenüber den Anwohnern nicht 

ausreichend abgehandelt wurde und fordert die Planung von Lärmschutzmaß­

nahmen. Der Forderung kann nicht stattgegeben werden. Die Notwendigkeit von 

Lärmschutzmaßnahmen wurde überprüft, Ansprüche auf Lärmschutzmaßnah­

men bestehen nicht. Das staatliche Bauamt Krumbach hat jedoch darauf hinge­

wiesen, dass passive Schallschutzschallschutzeinrichtungen im Zuge einer frei­

willigen Lärmsanierung möglich seien, sofern ausreichend Haushaltsmittel zur 

Verfügung stehen.

Stadt Günzburg

Der von der Stadt Günzburg geforderte Erhalt der Eingrünung der Kompostier­

anlage der Firma Günzkompost wurde vom Staatlichen Bauamt Krumbach zu­

gesagt. Die Eingrünung kann durch eine Verringerung der Böschungssausrun­

dung an der Einschnittsoberkante erhalten bleiben.

Gemeinde Kötz

Die Gemeinde Kötz fürchtet, dass durch die Begradigung der Bundestraße die 

vorgeschriebene Geschwindigkeitsbegrenzung von 50 km/h nicht eingehalten 

wird. Sie regt Maßnahmen zur Einhaltung der Begrenzung an. Die B 16 dient 

dem überörtlichen Verkehr, innerorts besteht verkehrsrechtlich die zulässige 

Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h. Verkehrsberuhigende Maßnahmen sind 

nicht Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens und derzeit auch nicht vorge­

sehen.

Landratsamt Günzburg

Der Forderung des Landratsamtes Günzburg (öffentliche Sicherheit und Ord­

nung), dass der Baubeginn dem Landratsamt sowie der Polizeiinspektion Günz­

burg rechtzeitig anzuzeigen ist, wurde durch Auflage A. VII. 4. entsprochen.

Hinsichtlich der Empfehlung, sich bereits bei der Planung mit der späteren Ver­

wertung bzw. Entsorgung des anfallenden Aushubs im Rahmen eines Bodenma­

nagementplans auseinanderzusetzen, hat der Vorhabensträger zugesagt, im 

Zuge der Bauausführung einen Bodenmanagementplan zu erstellen und diesen 

bei der Ausschreibung der Baumaßnahme zu berücksichtigen.
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4.

5.

Amt für ländliche Entwicklung Schwaben

Das Amt für ländliche Entwicklung Schwaben hat mit Schreiben vom 18.06.2020 

mitgeteilt, dass gegen das Vorhaben keine Bedenken bestehen.

sich stets darum bemüht, rechtzeitig Grundstücke für naturschutzfachliche Kom­

pensationsmaßnahmen zu erwerben und Ökokonten aufzubauen. Dies ist jedoch 

mittlerweile durch den immensen Flächendruck auch aufgrund der energetischen 

Verwertung landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu einem schwierigen Unterfangen 

geworden.

Eine Verwendung einer Baustraße zur Verminderung des Bodendruckes ist nach 

Mitteilung des Staatlichen Bauamtes nicht erforderlich, da der Baubetrieb auf der 

künftigen bzw. der bestehenden Fahrbahntrassevorgesehen ist. Es sagt zu, eine 

gegebenenfalls erforderliche Zwischenlagerung von Erdaushub getrennt nach 

Horizonten vorzunehmen. Auch wird zugesagt, die Bauarbeiten nur bei ausrei­

chend trockener Witterung durchzuführen. Ebenso wird - wie bereits ausgeführt 

- ein Bodenmanagementkonzept bei der Ausschreibung der Maßnahmen be­

rücksichtigt. Abgetragener Mutterboden wird wieder eingebaut.

Die Gemeinde Kötz hat weiterhin darum gebeten, bis zur Fertigstellung der ge­

meindlichen Baumaßnahmen in der Waldsiedlung mit dem Ausbau der B 16 nicht 

zu beginnen. Das staatliche Bauamt hat erklärt, dass ein Baubeginn der Stra­

ßenbaumaßnahme nach derzeitigen Stand frühestens Ende 2021 möglich sei.

Sachgebiet 60 bei der Regierung von Schwaben

Das Sachgebiet 60 (Agrarstruktur und Umweltbelange in der Landwirtschaft) 

weist darauf hin, dass die geplante Ausgleichsfläche auf einer Fläche mit einer 

Bodenzahl von 56 und damit auf einem überdurchschnittlich guten landwirt­

schaftlichen Standort vorgesehen sei. Grundsätzlich solle schlechteren Standor­

ten mit ungünstigeren Erzeugungsbedingungen im Sinne der landwirtschaftli­

chen Standortkartierung der Vorzug gegeben werden.

Die Bodenzahl von 56 deutet auf einen nur minimal überdurchschnittlichen 

Standort hin. Die Fläche wurde bisher als Grünland bewirtschaftet. Die gewählte 

Fläche weist eine besondere Eignung als Ausgleichsfläche auf, weil Hangwas­

seraustrittsstellen in die oberen Bereiche des Flurstücks hineinreichen.

Das Sachgebiet spricht sich weiterhin für eine frühzeitige Bereitstellung von Flä­

chen über Ökokonten aus. Das staatliche Bauamt Krumbach hat erklärt, dass es 
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6.

7.

8.

9. Bund Naturschutz in Bayern e.V.

Der Bund Naturschutz in Bayern e.V. (BN), Kreisgruppe Neu-Ulm/Günzburg hat 

mit Schreiben vom 24.7.2020 folgende Stellungnahme abgegeben:

Versorgungsunternehmen

Alle betroffenen Versorgungsunternehmen wurden im Planfeststellungsverfah­

ren angehört. Soweit Stellungnahmen abgegeben wurden, enthalten sie im we­

sentlichen Hinweise und Informationen für den Vorhabenträger sowie die Bitte 

um rechtzeitige Abstimmung der erforderlichen Arbeiten und Aufrechterhaltung 

des Betriebes auch während der Bauzeit. Einwendungen gegen das Vorhaben 

selbst wurden nicht vorgebracht. Das Staatliche Bauamt Krumbach hat die Erfül­

lung sämtlicher Forderungen zugesagt. Die Einhaltung der getroffenen Zusagen 

wird zusätzlich durch die Auflagen A. VII. 2. gesichert.

Polizeipräsidium Schwaben Süd/West

Das Polizeipräsidium hat nach Rücksprache mit der zuständigen Polizeiinspek­

tion Günzburg mitgeteilt, dass gegen die Durchführung des Vorhabens aus poli­

zeilicher Sicht keine Bedenken bestehen.

Bayer. Bauernverband

Mit Schreiben vom 27.7.2020 hat sich der Bayerische Bauernverband dafür aus­

gesprochen, die mit Maßnahme 1.2WE vorgesehene Aufforstung auf dem 

Grundstück Flurnummer 149, Gemarkung Ebersbach am östlichen Ende des 

Grundstücks und nicht wie vorgesehen am westlichen Ende durchzuführen.

Der Forderung kann nicht entsprochen werden. Das Flurstück wurde vom Bund 

erworben, um den im Zuge von Baumaßnahmen des Bundes notwendigen Er­

satz für Wald hier erbringen zu können. Das gesamte Flurstück wird daher auf­

geforstet werden. Der östliche Bereich des Grundstücks wurde bereits für die 

Ersatzaufforstung einer anderen Baumaßnahme vorgesehen. Durch die Forde­

rung des Amtes für Ernährung Landwirtschaft und Forsten nach einem Ausgleich 

der gerodeten Waldfläche im Verhältnis von 1 : 1 ergibt sich außerdem ein Mehr­

bedarf an Aufforstungsfläche, sodass das Flurstück vollständig aufgeforstet wird. 

Zum Schutz vor Windwurf, bedingt durch die starke Häufung von Sturmereignis­

sen, sowie zur Mehrung der Artenvielfalt wird der Ersatzwald insbesondere an 

der Westseite einen gut durchgestuften breiten Kraut- und Strauchsaum aufwei­

sen. Damit wird der Schattenwurf auf die westlich davon liegenden landwirt­

schaftlichen Nutzflächen deutlich gemindert.
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ten darstellen.

Der BN lehnt das geplante Vorhaben grundsätzlich ab. Nach seiner Ansicht stün­

den Sinnhaftigkeit und Nutzen der Maßnahme in einem großen Missverhältnis 

zu den Eingriffen in existente Naturstrukturen und zu den entstehenden Kosten. 

Auch eine Verbesserung der Lebensqualität der Anwohner der Waldsiedlung sei 

nicht zu erwarten. Die Maßnahme sei im gültigen Bedarfsplan 2030 für Bundes­

fernstraßen ebenfalls nicht vorgesehen. Auch sei die vorhandene Trasse nicht in 

einem derart schlechten Zustand, dass ein Neubau erforderlich wäre.

Wie bereits dargelegt, trägt die planfestgestellte Maßnahme dem naturschutz­

rechtlichen Gebot der Vermeidung von Beeinträchtigungen von Natur und Land­

schaft so weit wie möglich Rechnung. Die verbleibenden Beeinträchtigungen

nicht kompensieren können. Durch die Maßnahme würden naturnahe Waldstruk­

turen zerstört, die wertvolle Lebensraumbereiche für viele verschiedene Tierar- 

Die Argumente des BN werden zurückgewiesen. Hierzu darf auf die Ausführun­

gen zur Planrechtfertigung (C. III. 2. und zur Frage der Sanierung auf C. III. 3.) 

verwiesen werden.

Die im Bedarfsplan für Bundesfernstraßen vorgesehene Umgehung von Ichen­

hausen und Kötz (1. Dringlichkeit) lässt sich aufgrund der notwendigen Verfah­

rensschritte nicht kurzfristig realisieren. Für die Bestandsstrecke besteht aus 

Verkehrssicherheitsgründen hinsichtlich der Gebrauchswertes und Substanz­

wertes der Straße dringender Handlungsbedarf. Mit dem Vollausbau lassen sich 

jedoch nicht die Defizite der Linienführung in Lage und Höhe egalisieren, so dass 

eine Neutrassierung des überregionalen Straßenzuges unvermeidbar ist.

Selbst nach Realisierung einer Umfahrung von Ichenhausen und Kötz und einer 

Umfahrung im Zuge der GZ 5 westlich Kötz wird ein nicht unerheblicher Anteil 

von Ziel- und Quellverkehr für die Ortschaften Ebersbach, und Kleinkötz - ge­

mäß Verkehrsgutachten knapp 5000 Kfz/Tag, davon ca. 200 Schwerverkehrs­

fahrzeuge - auf dem ausgebauten Straßenstück nördlich der Waldsiedlung ver­

bleiben, so dass der beabsichtigte Ausbau gerechtfertigt ist.

Der BN vertritt die Auffassung, dass insgesamt die angeführten CEF- Maßnah­

men sowie die Ausgleichs- und Vermeidungsmaßnahmen den Eingriff in die Na­

tur, die dort vorhandenen Lebensraumstrukturen und dort vorkommende Arten 

Der BN hält eine Sanierung der bestehenden Trasse vor allem unter Berücksich­

tigung der im vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans 2030 einge­

stellten Maßnahme einer B 16 Ostumfahrung von Ichenhausen für ausreichend, 

da der Großteil des B 16 Verkehrs dann doch über diese Umfahrung fließen 

sollte.
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werden durch Ausgleichs- sowie Ersatzmaßnahmen kompensiert. Insgesamt 

entsprechen die planfestgestellten Kompensationsmaßnahmen, die von der Hö­

heren Naturschutzbehörde überprüft wurden, den naturschutz- und artenschutz­

gesetzlichen Anforderungen. Es verbleiben keine erheblichen oder nachhaltigen 

Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes, das Landschaftsbild wird landschafts­

gerechten neugestaltet. Zu den Einzelheiten wird auf die Ausführungen unter C. 

III. 7. verwiesen

Im Einzelnen führt der BN aus, Betroffenheiten für Ringelnattern und 

Waldeidechsen seien nicht gänzlich auszuschließen. Auch für Amphibien (Erd­

kröten, Grasfrösche, Bergmolche) seien Lebensraumverluste und Tötungsfälle 

von Individuen durch die Erdbewegungen der Baumaßnahme anzunehmen.

Sofern Erdbewegungen in den Wintermonaten während des Winterschlafes von 

Amphibien und Reptilien durchgeführt werden, kann ein Tötungsrisiko nicht gänz­

lich ausgeschlossen werden. Streng geschützte Amphibien- und Reptilienarten 

wurden im geplanten Trassenbereich jedoch nicht nachgewiesen. Die saP sieht 

hier keine entsprechenden Vermeidungsmaßnahmen vor. Das staatliche Bauamt 

Krumbach hat jedoch zugesagt, den Baustreifen, soweit dies möglich ist, außer­

halb des Baches innerhalb der Winterbachsenke über den kurzen Talabschnitt 

durch einen Amphibienschutzzaun abzusichern. Der Baustreifen soll nach Am­

phibien und Reptilien abgesucht und eventuell gefundene Tiere außerhalb des 

Baustreifens in Sicherheit gebracht werden. Der Schutzzaun wird über die ge­

samte Bauzeit vorgehalten.

Darüber hinaus wird der neue Damm künftig eine Amphibienschutzanlage mit 

Leiteinrichtung im Bereich des Winterbachtals aufweisen. Das neue Maulprofil als 

Durchlassbauwerk für den Winterbach weist eine deutlich größere Öffnung als 

bisher auf. Nach Querung des bestehenden künftig Kfz- freien Dammes können 

Amphibien sowie andere kleinere, flugunfähige Tiere die neue Fahrbahn durch 

die neuen Durchlässe sicher queren. Dies stellt eine Verbesserung des bisheri­

gen Zustandes dar, da während der Erhebungen festgestellt wurde, dass Versu­

che von Amphibien, die stark befahrene B 16 im Bereich der Munasenke zu que­

ren, in der Regel tödlich endeten.

Der BN weist darauf hin, dass sich durch die Trassenschneise im bisher ge­

schlossenen Waldrand das Kollisionsrisiko für Vögel, auch für besondere Arten 

(Eisvogel, Grünspecht) und Fledermäuse (Großer Abendsegler, braunes Lang­

ohr, Großes Mausohr, Zwergfledermaus und Wasserfledermaus) erhöhe. Die An­

pflanzung von Gehölzen zur Überleitung der Fahrbahn bringe erst nach Jahren 

den gewünschten Effekt.
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Durch den Betrieb der Straße besteht bereits jetzt ein Tötungsrisiko für die ge­

nannten Tierarten. Die artenschutzrechtliche Prüfung hat deshalb keine signifi­

kante Erhöhung des Tötungsrisikos gesehen. Der verbleibende Gehölzsaum 

am Damm der bestehenden B 16 bietet auch künftig einen gewissen Schutz vor 

der Kollision mit Fahrzeugen. Bei der Neu- und Nachpflanzung von Gehölzen 

werden hohe Pflanzqualitäten ausgewählt, die einen relativ raschen Lücken­

schluss gewährleisten sollen. Wie bereits ausgeführt, hat der Vorhabenträger 

mit Schreiben vom 03.03.2021 darüber hinaus zugesagt, als Kollisionsschutz 

für Fledermäuse und Vögel diese Maßnahme um eine Schutzwand oder ein 

engmaschiges Netz zu ergänzen.

Der BN weist weiterhin auf den Verlust von Habitatbäumen und Spaltenquartieren 

für Fledermäuse durch das Fällen von Altbäumen hin. Der „Ausgleich“ durch 

künstliche Quartierkästen sei als Alibimaßnahme einzustufen, nach den Erfah­

rungen des BN läge die Annahme dieser Quartiere unter 3 %.

Das staatliche Bauamt Krumbach hat zugesagt, es werde für Fledermäuse Höh­

lenbäume, welche im Rahmen der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft gefällt wer­

den sollen, langfristig sichern oder Altbäume mit Höhlen versehen. Durch den 

Bau eines neuen Dammes kann der alte Straßendamm mit seinem Baumbe­

wuchs erhalten werden. Hier konnten Baumhöhlen festgestellt werden, die bei 

einer bloßen Sanierung der bestehenden Trasse (Vollausbau!) verloren gegan­

gen wären, da der bestehende Damm hätte abgebaut und neu geschüttet werden 

müssen. Durch das unmittelbare Angrenzen an das sich östlich der Trasse befin­

dende Stillgewässer wären unbeabsichtigte Tötungen von Arten der Feuchtge­

biete hier deutlich wahrscheinlicher, die damit verbundene Rodung der Gehölze 

hätte zudem bis zum Aufwachsen einer Neubepflanzung zu einer erheblichen 

Störung in dem von Amphibien und Wasservögeln stark besuchten Stillgewässer 

geführt.
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V. Einwendungen und Forderungen Privater

1.

Um Wiederholungen zu vermeiden, werden im Folgenden Einwendungen und 

Forderungen Privater behandelt, soweit sie nicht bereits inhaltlich bei der the­

menkomplexbezogenen Abwägung bzw. bei den Forderungen von Trägern öf­

fentlicher Belange abgehandelt wurden. Soweit diesen Forderungen und Ein­

wendungen nicht durch Auflagen Rechnung getragen wurde oder sie sich nicht 

auf andere Weise (zum Beispiel durch Vereinbarung mit dem Baulastträger) er­

ledigt haben, werden sie zurückgewiesen.

Eigentümerin der Grundstücke Flnr. 626 und 626/20 Gern. Kleinkötz

Die anwaltschaftlich vertretene Einwenderin ist Eigentümerin der oben genann­

ten Grundstücke. Aus dem Grundstück Flnr. 626/20 Gemarkung Kleinkötz wird 

für das Bauvorhaben eine Teilfläche von 2 m2 benötigt. Die Grundstücke werden 

nach Angaben der Einwenderin als Abstellplatz für gebrauchte Kraftfahrzeuge 

und für den Gebrauchtwagenhandel genutzt. Nach Auffassung des Rechtsan­

walts der Einwendungsführerin handelt es sich bei dem geplanten Straßenbau­

vorhaben um den Bau einer Straße im Sinne von § 41 Abs. 1 BImSchG, zumin­

dest aber um die wesentliche Änderung einer Straße im Sinne dieser Vorschrift, 

weil davon auszugehen sei, dass sich der Beurteilungspegel des von der Stra­

ßenbaumaßnahme ausgehenden Verkehrslärm um mindestens 3 dB(A) erhöhen 

werde.

Bei der planfestgestellten Ausbaumaßnahme handelt es sich weder um einen 

Bau noch eine wesentliche Änderung im Sinne des § 41 Abs. 1 BImSchG. Nach 

§ 1 Abs. 1 der 16. BImSchV gilt die Verordnung für den Bau oder die wesentliche 

Änderung von öffentlichen Straßen. Ein (Neu) Bau kann in der Baumaßnahme 

nicht gesehen werden. Im Bereich der Waldsiedlung wird die B 16 auf Bestand 

ausgebaut. Die Fahrbahn wird nach dem nördlichen Ortsende der Waldsiedlung 

nach Westen verschwenkt und bei etwa Baukilometer 0 + 1260 wieder auf die 

bestehende B 16 Trasse gelegt. Diese kurze Teilverlegung der Trasse stellt kei­

nen Neubau dar.

In § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV ist die wesentliche Änderung definiert. So ist zum 

einen eine Änderung wesentlich, wenn eine Straße um einen oder mehrere 

durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr baulich erweitert wird. 

Dies ist hier nicht der Fall, da kein durchgehender Fahrstreifen durch das Bau­

vorhaben hinzukommt. Zum anderen ist eine Änderung wesentlich, wenn durch 

einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu än­

dernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärm um mindestens 3 dB (A) oder 
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auf mindestens 70 dB (A) am Tag oder mindestens 60 dB (A) in der Nacht erhöht 

wird. Im Bereich der Waldsiedlung findet ein Ausbau auf Bestand statt, der nicht 

als erheblicher baulicher Eingriff zu werten ist. Im anschließenden Bereich, in 

dem die Verschwenkung der Fahrbahn erfolgt, liegt zwar ein erheblicher bauli­

cher Eingriff vor, jedoch keine wesentliche Änderung im Sinne des § 41 Abs. 1 

BImSchG, da sich die Lärmpegel gemäß dem von der Regierung von Schwaben 

überprüften Berechnungen der Anlage 17.2 Tabelle. 1 an keinem Immissionsort 

um aufgerundet mehr als 1 dB (A) erhöht haben. Auch eine Erhöhung der Pegel 

auf mindestens 70 dB (A) tags/60 dB (A) nachts tritt nicht ein.

Die Einwendungsführerin kritisiert, dass auf ihrem Grundstück nur die beste­

hende Bebauung als Immissionsort, nicht jedoch die der Straße näher gelegene, 

gewerblich als Lager-und Abstellplatz genutzte Fläche und die in diesem Bereich 

mögliche Bebauung und Nutzung berücksichtigt wurde. Nach dem Regelwerk 

der 16. BImSchV ist als Immissionsort nur die Gebäudefassade vor den schutz­

würdigen Räumen zu berücksichtigen oder die Mitte der als Außenwohnbereich 

genutzten Flächen in 2 m Höhe (RLS-90 Nummer 2.0, Schall 03 Nummer 2.2.10). 

Die aktuell nicht bebaute gewerbliche genutzte Fläche ist daher nicht zu berück­

sichtigen. Eine Fläche mit bestehendem Baurecht wie im Innenbereich müsste 

allenfalls dann Berücksichtigung finden, wenn eine Abwägung über die Verhält­

nismäßigkeit einer aktiven Schallschutzmaßnahme stattfinden soll. Dies kommt 

aber - wie oben ausgeführt - nicht in Betracht.

Des Weiteren wird kritisiert, dass das Verkehrsgutachten zur Verlegung der 

Kreisstraße GZ 5 in Kleinkötz, auf das sich die Immissionstechnische Untersu­

chung bezieht, im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens nicht öffentlich aus­

gelegt worden ist. Dies stelle einen Verfahrensfehler dar.

Der Einwand wird zurückgewiesen. Für das gegenständliche Verfahren wurde 

kein eigenes Verkehrsgutachten angefertigt, da der Ausbau der Bundesstraße in 

diesem Bereich nicht dazu geeignet ist, zusätzliche Verkehre anzuziehen, da 

sich die Kapazität der B 16 durch den Ausbau nicht steigert.

Der Einwand, das gewählte Prognosejahr 2030 des Verkehrsgutachtens sei zu 

kurz gegriffen und man hätte mindestens auf das Jahr 2041 abstellen müssen, 

weil bis dahin von einer deutlichen zukünftigen Verkehrssteigerung auszugehen 

sei, ist nicht begründet. Er lässt außeracht, dass aktuell 2 Ortsumfahrungen - 

GZ 5 im Westen und B 16 im Osten - zur Entlastung geplant sind. Die geplante 

Verlegung der GZ 5 sowie die geplante Ortsumfahrung Ichenhausen Kötz lassen 

zukünftig eine erhebliche Verkehrsentlastung der bestehenden B 16 erwarten. 

Das Verkehrsgutachten für die Ortsumfahrung Ichenhausen Kötz prognostiziert 
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vor.

im Planfall 7, der die aktuelle Entwurfsplanung der Ortsumfahrung Ichenhausen 

Kötz inklusive der Verlegung der GZ 5 abbildet, eine Entlastung der B 16 im Be­

reich der Waldsiedlung und der Munasenke auf knapp 5000 Kfz/Tag, wovon ca. 

200 Schwerverkehrsfahrzeuge sind. Vor allem durch die überproportionale Ab­

nahme des Schwerverkehrs wird die Lärmbelastung auf der alten B 16 in erheb­

lichem Maße abnehmen. Für beide Projekte liegen bereits konkrete Planungen 

derung der Straße im Sinne des § 1 Abs. 2 16. BImSchV handelt und deshalb - 

wie bereits dargelegt - keine Ansprüche auf Maßnahmen der Lärmvorsorge, also 

weder aktiver noch passiver Lärmschutz entstehen.

In der Einwendung wird eine Summenlärmpegelbetrachtung mit anderen Lärm­

quellen gefordert. Eine solche ist jedoch offensichtlich nicht erforderlich, da die 

bestehende B 16 die dominierende Lärmquelle darstellt, und eine Überschrei­

tung der Grenzwerte der 16. BImSchV auch nur durch diese zustande kommt. 

Als nächste relevante Lärmquelle käme allenfalls die A 8 nördlich Kleinkötz in 

Frage, deren Anteil jedoch ganz erheblich unter den Grenzwerten (dies ist durch 

die Lärmkartierung des bayerischen Landesamts für Umwelt nachgewiesen) und 

erst recht sehr weit unter der vom Bundesverwaltungsgericht anerkannten ent­

eignungsgleichen Belastungsschwelle von 70 dB (A) tags/60 dB (A) nachts, liegt. 

Deshalb liegt die Pegelsumme nicht relevant über der Belastung durch die B 16.

Die Einwendungsführerin vertritt die Auffassung, dass ein Anspruch auf Lärm­

vorsorge in Form des aktiven Lärmschutzes bestünde, da bei der schalltechni­

schen Untersuchung vom 30.3.2020 bei einigen Anwesen die Grenzwerte der 

16. BImSchV überschritten seien. Dabei wird verkannt, dass es sich bei der Aus­

baumaßnahme weder um einen Bau einer Straße noch um eine wesentliche Än- 

Darüber hinaus ist der geplante Ausbau der B 16 im Bereich der Munasenke 

nicht dazu geeignet, zusätzliche Verkehre anzuziehen, da sich die Kapazität der 

Straße durch den Ausbau nicht steigert. Allein durch den Ausbau erhöht sich die 

Verkehrsbelastung somit nicht. Ohne die oben genannten Projekte wäre eine 

Zunahme der Verkehrsbelastung ausschließlich auf die allgemein prognosti­

zierte Verkehrssteigerung zurückzuführen. Nur eine Verkehrssteigerung, die un­

mittelbar auf die Baumaßnahme zurückzuführen ist, wäre jedoch als wesentliche 

Änderung im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 16. BImSchV gemäß dem Wortlaut des 

Verordnungstextes zu berücksichtigen, was nicht der Fall ist. Insofern ist auch 

der Prognosehorizont nicht von Belang.
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2.

Die Forderung wird zurückgewiesen. Der Abstand der verlegten Bundesstraße 

bleibt auch nach dem Ausbau ausreichend, um Schädigungen des Denkmals 

auszuschließen. Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege ist zu der geplan­

ten Baumaßnahme angehört worden, etwaige Umgestaltungen an dem Baudenk­

mal werden mit dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abgestimmt.

Ein weiterer Anwohner der Waldsiedlung kritisiert, dass die neue B 16 zu nah am 

denkmalgeschützten Lettenkreuz vorbeiführt. Er fordert, dass der bisherige Ab­

stand vom Baudenkmal zur Bundesstraße bestehen bleibt.

Anwohner aus der Waldsiedlung

Mehrere Anwohner aus der Waldsiedlung wenden sich dagegen, dass eine von 

ihnen vor 40 Jahren gepflanzte Hecke infolge der Baumaßnahme entfernt werden 

soll. Die Hecke diene sowohl als Sicht- und Lärmschutz und darin nisten Vögel. 

Die beschriebene Hecke befindet sich auf einem Grundstück der Bundesrepublik 

Deutschland. Bei einem Ortstermin mit den Anwohnern wurde am 17.8.2020 ge­

klärt, dass die Hecke so weit wie möglich bestehen bleiben soll. Lediglich am 

südwestlichen Eckbereich des Grundstücks wird zur Herstellung eines ausrei­

chenden Sichtfeldes für aus dem Anwandweg Flurnummern 631 in die B 16 ein­

biegende Fahrzeuge die Hecke entfernt. Der Umfang dieser Maßnahme wird im 

Zuge der Straßenbauarbeiten mit den betroffenen Anliegern geklärt.

Eine weitere Anwohnerin spricht sich dafür aus, Lärmschutzmaßnahmen durch 

Hecken oder sonstige Bepflanzungen herzustellen, wenn andernfalls keine Lärm­

schutzmaßnahmen möglich sind. Sie sieht durch die Begradigung der B 16 die 

Gefahr, dass Geschwindigkeitsbegrenzungen nicht eingehalten werden und setzt 

sich für eine Querungshilfe als zusätzliche Sicherheit ein.

Wie bereits mehrfach ausgeführt, besteht kein Anspruch auf Lärmvorsorge, da es 

sich bei dem geplanten Ausbau nicht um eine wesentliche Änderung im Sinne 

des 16. BImSchV handelt. Die Pflanzungen stellen keinen effektiven Lärmschutz 

dar. Im Zuge der Baumaßnahme wird das staatliche Bauamt Krumbach keine 

Bepflanzungen entfernen, soweit dies nicht zwingend erforderlich ist.

Eine zusätzliche Querungshilfe ist nicht notwendig, da zwischen den bestehen­

den Bushaltestellen bereits eine Fußgängerschutzanlage installiert ist. Mittelin­

seln kommen an Ortseingängen nur nach der Ortstafel und nur dann in Betracht, 

wenn sie als Querungshilfe für Radfahrer und Fußgänger tatsächlich erforderlich 

sind.
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VI. Gesamtergebnis

Zusammenfassend wird festgestellt, dass der plangegenständliche Ausbau der 

B 16 gerechtfertigt ist. Unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt, 

das Eigentum sowie die übrigen öffentlichen und privaten Belange, handelt es 

sich bei dem planfestgestellten Vorhaben um eine Lösung, die nach dem Gebot 

der gerechten Abwägung und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit die unter­

schiedlichen und zum Teil widerstreitenden Belange entsprechend ihrem Ge­

wicht berücksichtigt (Grundsatz der Konfliktbewältigung). Gesetzliche Zielvorga­

ben und Optimierungsgebote wurden beachtet. Eine vorzugswürdige Alternative 

zur planfestgestellten Maßnahme ist nicht ersichtlich.

Die Einwendung wird zurückgewiesen. Durch die Planung wird die derzeit un­

ebene Fahrbahn neu hergestellt und mit einem lärmmindernden Belag versehen. 

Die zulässigen Geschwindigkeiten auf der B 16 werden durch den Ausbau nicht 

verändert. Im Übrigen wird auf die Ausführungen unter B. III. 5.1 verwiesen. Dort 

ist umfassend dargelegt, dass aus der Ausbaumaßnahme keine Ansprüche auf 

Lärmvorsorge entstehen.

Im Übrigen gewährt die geltende Rechtsordnung keinen Anspruch auf Ersatz von 

Wertverlusten der Immobilie aufgrund der Nähe zu Infrastrukturvorhaben. Auf die 

Beibehaltung des bisherigen Zustands - wie etwa ungestörter Naturraum, Wohn- 

und Lebensqualität - besteht kein Rechtsanspruch. Veränderungen der Situation 

im Rahmen der Rechtsordnung werden nicht entschädigt.

Eigentümerin des Grundstücks Flurnummer 618/13 Gemarkung Kleinkötz

Die Eigentümerin des oben genannten Grundstücks sieht sich durch das Vorha­

ben in ihrem Recht auf Leben und Gesundheit sowie in ihrem Eigentumsrecht 

beeinträchtigt. Sie führt unter anderem aus, dass durch die Begradigung der Stre­

cke eine Verkehrslärmerhöhung bewirkt werde, die bei der Planung nicht berück­

sichtigt sei. Der zu erwartende Lärm werde daher durch den Ausbau verstärkt, 

dadurch auch der Verkaufswert und die Wohnqualität des Grundstücks gemin­

dert.
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VII. Straßenrechtliche Verfügungen

VIII. Kostenentscheidung

Die Entscheidung über die Kosten stützt sich auf Art. 1 und Art. 2 Abs. 1 des 

Kostengesetzes (KG). Der Freistaat Bayern ist nach Art. 4 Satz 1 Nr. 1 KG von 

der Zahlung der Gebühr befreit.

Die Widmung und die sonstigen straßenrechtlichen Verfügungen nach FStrG er­

folgen in diesem Planfeststellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 6 Satz 2 FStrG, 

soweit nicht § 2 Abs. 6 a FStrG eingreift.

Rechtsgrundlagen für die straßenrechtlichen Verfügungen nach dem bayeri­

schen Straßen- und Wegegesetz sind die Art. 6, 7 und 8 BayStrWG.

Der Umfang der Widmungen und sonstigen straßenrechtlichen Verfügungen 

ergibt sich aus dem Regelungsverzeichnis (Unterlage 11).



t
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D. Rechtsbehelfsbelehrung, Hinweise

I. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach 

seiner Zustellung (Bekanntgabe) Klage bei dem

Bayer. Verwaltungsgerichtshof,

Ludwigstr. 23, 80539 München,

Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. Sie muss den Kläger, den 

Beklagten (Freistaat Bayern) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll 

einen bestimmten Antrag enthalten.

erhoben werden. Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungs­

frist. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den Betroffenen und 

denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der angefochtene Beschluss soll in Urschrift oder in Abschrift (Kopie) beigefügt 

werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften (Kopien) für die 

übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Vor dem Bayer. Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, soweit er ei­

nen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer 

staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Eu­

ropäischen Union, eines anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro­

päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Fähigkeit zum Richteramt 

besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshand­

lungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

eingeleitet wird. Abweichend davon können sich juristische Personen des öffent­

lichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga­

ben gebildeten Zusammenschlüsse und Behörden auch durch eigene Beschäf­

tigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung 

zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­

bildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.
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Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrunq:

Hinweise zur Bekanntmachung

Manuela Baumann

■ 150

Der Beschluss kann auch auf der Homepage der Regierung von Schwaben unter 

www.reqierunq-schwaben.de abgerufen werden.

Augsburg, den 31.03.2021 

Regierung von Schwaben

Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss wird dem Vorhabensträger, den be­

kannten Betroffenen und denjenigen, über deren Einwendungen und Stellung­

nahmen entschieden worden ist, zugestellt. Eine Ausfertigung des Planfeststel­

lungsbeschlusses mit den festgestellten Planunterlagen wird in der Stadt Günz­

burg und der Verwaltungsgemeinschaft Kötz nach ortsüblicher Bekanntmachung 

auf die Dauer von zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Mit dem Ende der Aus­

legungsfrist gilt der Beschluss allen Betroffenen gegenüber als zugestellt, soweit 

die Zustellung nicht gesondert an diese vorgenommen wird. Soweit die Zustel­

lung an die Betroffenen gesondert erfolgt, hat die Auslegung des Beschlusses 

und der festgestellten Planunterlagen keinen Einfluss auf den Lauf der Rechts­

behelfsfrist.

Eine elektronische Klageerhebung ist gemäß § 55 a Abs. 1 VwGO i.V.m. der 

Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der Verwaltungsgerichts­

barkeit (GVBI. 2016, S.69) möglich. Bei der Übermittlung elektronischer Doku­

mente sind die dort geregelten Vorgaben zu beachten, eine einfache E-Mail ist 

nicht geeignet, verfahrensrelevante Schriftsätze zu übersenden. Details sind im 

Internetangebot des Bayer. Verwaltungsgerichtshofs (www.vqh.bavern.de) zu 

finden.


